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Aufgrund der sehr begrenzten Plätze bitten wir, das Livestream- 
Angebot zu nutzen. Für aktuelle Informationen zum Sitzungs-
geschehen sowie den geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte 
www.leipzig.de
Öffentlicher Teil
Eröffnung und Begrüßung;   
Feststellung der Beschlussfähigkeit;   
Feststellung der Tagesordnung;   
-	 Geschäftsordnungsbeschluss zur Redezeit für die Ratsversammlung 

am 15.03.2023;   
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung;   
Niederschrift;   
-	 Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 14.12.2022;   
-	 Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 15.12.2022 (Fortsetzung vom 

14.12.2022);   
-	 Verlaufsprotokoll der Sitzung vom 18.01.2023;   
-	 Beschlussprotokoll der Sitzung vom 08.02.2023;   
-	 Beschlussprotokoll der Sitzung vom 09.02.2023 (Fortsetzung vom 

08.02.2023);   
Eilentscheidung des Oberbürgermeisters;   
Mandatsveränderungen;   
Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern; Der Tagesord-
nungspunkt wird gegen 17:00 Uhr aufgerufen.  
-	 Erlebnisachse Cospudener See; Annett Ledong  
-	 Sanierungsgebiete - Nachfragen; Andreas Teichmann  
-	 Genehmigungsstand bei den Bauarbeiten am Bayrischen Bahnhof, 

Eutritzscher Freiladebahnhof und Westseite des Hauptbahnhofes; 
Dieter Krause  

-	 Wärmerückgewinnung in Schwimmbädern; Erik Butter  
-	 Fortbestand der Bahn-Haltepunkte Sellerhausen und Paunsdorf; 

Axel Kalteich, Vorsitzender Bürgerverein Sellerhausen-Stünz  
-	 Verhalten und Fahrweise der “schwimmenden Kaffeetafeln” auf 

Leipziger Gewässern; Thomas Gentsch  
-	 Nichtumsetzung VII-P-06756-DS-02 - Petitionsportal der Stadt ver-

bessern und barrierefrei machen; Christoph Meißner  
-	 Realisierung des Parkbogens Ost soll auch im historischen Dorfkern 

von Sellerhausen; Kerstin Schmitt  
-	 Kinderbetreuung in Leipzig; Juliane Fritzsche  
-	 Digitale Bürgerinformationsveranstaltungen für Baumaßnahmen 

der Stadt - hier Komplexbaumaßnahme Löbauer Straße in 04347 
Leipzig; Denis Döhler  

-	 Ausweisung von Einzelbäumen als Naturdenkmale; Kirsten Craß, 
NABU Regionalverband Leipzig  

-	 Funktionstüchtigkeit der Sirenen in Leipzig Stadt; Silvia Wieder-
anders  

-	 Von der Wiege zur Wiege; Matthias Malok  
-	 Sanierung Spielplatz „Schillerhain“ in Gohlis; Angelika Dittmar  
-	 Kontrollen Ordnungsamt; Alexander John  
-	 Schaffung und Erhalt urbaner Waldinseln; Elke Thiess, Arbeitskreis 

Natur- und Artenschutz BUND Regionalgruppe Leipzig  
-	 Kellerbestand Georgiring 8&9; Marcus Röder  
-	 Solaranlagen; Alexander Opitz  
-	 Gastronomische Nutzung Nordstrand Cospudener See; Dirk Mat-

scheroth  
-	 Potenziale für Solarstrom:  Energieberge und Agri-Photovoltaik; 

Gerd Sklaar  
Petitionen  (werden nach TOP Einwohneranfragen aufgerufen);   
-	 Der Kästnerbogen muss ein verkehrsberuhigter Bereich bleiben in 

dem die Aufenthaltsfunktion überwiegt und der Fahrzeugverkehr 
eine untergeordnete Bedeutung hat; Petitionsausschuss/Petentin: 
Ellen Hartmann  

-	 Petition zur Umsetzung des Prinzips des Leistungsgrün und Auf-

nahme im Masterplan Grün; Petitionsausschuss/Petent: Gaston 
Lubetzki  

-	 Petition zur Planung, Entwicklung, Einrichtung und Unterhaltung 
von Ruheräumen mit 0 db(A)(c); Petitionsausschuss/Petent: Gaston 
Lubetzki  

-	 Aufstellungsbeschlüsse für Bebauungspläne im Themenstadtplan/
„Stadtplan plus“ auf leipzig.de veröffentlichen; Petitionsausschuss/
Petent: Oliver Dorausch  

-	 Programmerschaffung für Wohnungslose; Petitionsausschuss/
Petenten: Daniel und Ronny Würfel  

-	 Petition nach § 12 Sächsischer Gemeindeordnung zur Pflicht einer 
autarken CO2-freien Wärmeversorgung für alle Leipziger Neubau-
projekte ab 1.000m² Baugrundfläche; Petitionsausschuss/Petent: 
Dieter Krause  

-	 Petition zur Einsparung von mindestens 30% der Baukosten bei den 
geplanten Sanierungen  und Schulneubauten der Stadt Leipzig bis 
zum Jahr 2036; Petitionsausschuss/Petent: Dieter Krause  

-	 Petition zu Modellprojekten zur Abluftwärmegewinnung im Kinder-
garten-, Schul – und Hausbaubereich in Leipzig; Petitionsausschuss/
Petent: Dieter Krause  

-	 Petition zur Verhinderung des Baus der Investruine eines Höhen-
windrades in Leipzig; Petitionsausschuss/Petent: Dieter Krause  

-	 Petition zum Einsatz des Bewertungstools „Stadtgrün wertschätzen“ 
im Dezernat für Stadtplanung und Bauen; Petitionsausschuss/
Petent: Dieter Krause  

-	 Petition zur Anwendung des Zwischenerwerbsmodells bei zu-
künftigen Baulandausweisungen in Leipzig; Petitionsausschuss/
Petent: Dieter Krause  

-	 Petition zur Sanierung städtischer Verwaltungsgebäude und Schulen 
nach dem Passivhausstandard; Petitionsausschuss/Petent: Dieter 
Krause  

-	 Petition nach § 12 SächsGemO zur Erstellung eines Konzeptes zu 
einem Dokumentationszentrum für die freiheitlichen Bewegungen 
der deutschen Geschichte im und am Museum Runde Ecke; Peti-
tionsausschuss/Petent: Dieter Krause  

-	 Petition nach § 12 SächsGemO zu einem Stadtratsbeschluss zu 
einem Schreiben an den Bundestag zu einer Umwidmung der 5 
Mio. EUR des Bundestages für das in Leipzig völlig überflüssige 
Freiheits- und Einheitsdenkmal zugunsten eines Denkmals in Kiew 
für die Freiheit und Einheit des Landes; Petitionsausschuss/Petent: 
Dieter Krause 

Besetzung von Gremien;   
-	 Stadtbezirksbeirat Mitte (4. Änderung);  
-	 Seniorinnen- und Seniorenbeirat (7. Änderung);  
-	 Beirat Kunst im öffentlichen Raum und Kunst am Bau (1. Änderung);  
Personalangelegenheiten;   
Wahl und Entsendung der Vertreter der Stadt Leipzig in Aufsichts-
räte, Zweckverbände und Gremien, in denen die Stadt Mitglied ist;   
Anträge zur Aufnahme in die Tagesordnung und Verweisung in die 
Gremien gem. § 5 Abs. 3 – 5 der Geschäftsordnung  (Die Anträge finden 
Sie in der aktualisierten elektronischen Version der TO in Allris);   
-	 - Sicher durch Leipzig:  Verkehrsspiegel für die Brückenunterfüh-

rung an der Berliner Brücke; Jugendparlament/Jugendbeirat  
-	 Gestaltungskonzept für den öffentlichen Raum in der Innenstadt 

neu fassen; Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
-	 Ein starker Beitrag zur Verkehrswende der städtischen Arbeitgeber 

-34,40€ pro Monat fürs Jobticket ab 01. Mai 2023; Sascha Matzke  
-	 Deckensanierung der Landsberger Straße; AfD-Fraktion  
-	 Sofortmaßnahmenprogramm zur Verbesserung der Raumakustik 

an kommunalen Schulen; AfD-Fraktion  
-	 Liegenschaftstausch zur sozialen, kulturellen und ökonomischen 

Stärkung von Grünau; SR S. Pellmann  

Mittwoch, den 15.03.2023, um 14:00 Uhr, ggf. Fortsetzung am  
Donnerstag, den 16.03.2023, ab 16:00 Uhr, Sitzungssaal des Stadtrates, 

Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig

Tagesordnung der Ratsversammlung

http://www.leipzig.de
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-	 Bäume schützen – digitale Möglichkeiten schaffen; Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen  

-	 Städtebauliches Konzept für die Bebauung Knauthainer Straße 12 
ff.; Stadtrat M. Weber  

-	 Modellprojekt Spielzeugkisten für Spielplätze; SPD-Fraktion  
-	 Vereinssportliche Nutzung der Sportplatzanlage Lößnig; SR C. Zen-

ker, SRin Ute Köhler-Siegel, SR Dr. A. Bednarsky, SR J. Lehmann, 
SR. O. Gebhardt, SR A. Schultz, SR Dr. V. Külow

Anträge zur Beschlussfassung;   
-	 Windkraft im Leipziger Stadtgebiet ausbauen – Potenziale aus-

schöpfen, Bürger beteiligen, Naturschutz gewährleisten; Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  

-	 Straßen an sich verändernde Mobilitätsbedürfnisse anpassen; SPD-
Fraktion  

-	 Mehr Flexibilität bei Platz- und Freiraumgestaltung; SPD-Fraktion  
-	 Einführung eines Zentralen Fördermittelmanagements bis 30.6.2023; 

Fraktion Die Linke 
-	 Errichtung eines Fußgänger-Überweges in Mockau; Stadtbezirks-

beirat Nordost  
-	 Grüne Gewerbegebiete für Leipzig; Fraktion Die Linke  
-	 Keine Abrisskosten für Garagenpächterinnen und -pächter auch 

bei Grundstückstausch oder anderweitigem Eigentümerwechsel; 
Fraktion Die Linke  

-	 Übertragung von Teilen der überplanmäßigen Einnahmen aus der 
Gewerbesteuer 2022 in das Jahr 2023; Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen  

-	 Nahversorger für Baalsdorf und Umgebung; CDU-Fraktion    
-	 Jetzt städtischen Blackout-Notfallplan für die Stadt Leipzig erstellen!; 

AfD-Fraktion  
-	 Notinstandsetzung des Pfeilers der Brücke an der Sesenheimer 

Straße; Ortschaftsrat Lindenthal  
-	 Leipzig engagiert sich für Kinderrechte; Fraktion Die Linke  
-	 Leipziger Literaturstipendium ermöglichen; Fraktion Bündnis 90/

Die Grünen  
-	 Erhalt und Ausbau der Polizeifachschule Leipzig; SPD-Fraktion  
-	 Klimawandel ernst nehmen, vorausschauend handeln – Gesamt-

konzept Klimawandelanpassung erstellen; Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen  

-	 Parksituation in der Bothestraße entschärfen; Stadtbezirksbeirat 
Nord  

-	 Aufnahmestopp für Leipzig! Auswirkungen der Asylpolitik be-
grenzen und besser steuern!; AfD-Fraktion  

-	 Blütezeiten auf städtischen Grünflächen verlängern; AfD-Fraktion  
-	 Rücknahme der Absenkung der Wassertemperaturen in den 

Schwimmhallen; Fraktion Die Linke  
Anfragen an den Oberbürgermeister;   
-	 Zukunft der Alten Messe und Ansiedlungen im Kontext strategischer 

Zielsetzungen; Fraktion Die Linke  
-	 Strafbare Versammlungen?; Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
-	 Positionierung des Oberbürgermeisters zur Flüchtlingspolitik beim 

Deutschen Städtetag; CDU-Fraktion  
-	 Desaströse Informationspolitik der Stadt Leipzig und fehlende Bür-

gerbeteiligungen zu Asylunterkünften in Lindenthal und Stötteritz; 
AfD-Fraktion  

-	 Versiegelte Flächen der Stadt Leipzig; SPD-Fraktion  
-	 Dauer von Genehmigungsverfahren für Anlagen Erneuerbarer 

Energien; Fraktion Die Linke  
-	 Externe Beratungsleistungen für die Stadtverwaltung und die 

kommunalen Eigenbetriebe 2022; CDU-Fraktion  
-	 Teiche im Leipziger Süden zur Wasserspeicherung nutzen; CDU-

Fraktion  
-	 Fahrspurreduzierung in der Richard-Lehmann-Straße; AfD-Fraktion  
-	 Mehrbelastungsausgleich Sächsisches Mietspiegel-Zuständigkeits-

gesetz (SächsMsZustG); Fraktion Die Linke  
-	 Trinkwassernotbrunnen in Leipzig; AfD-Fraktion  
-	 Zustand der Freiwilligen Feuerwehren in Leipzig; AfD-Fraktion  
-	 Ermöglichung und Realisierung von temporärer und mobiler Stadt-

begrünung; Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
-	 Skatebowl an der Liebertwolkwitzer Kuhweide; SPD-Fraktion  
-	 Landsberger Straße; SPD-Fraktion  
-	 Umsetzung Bürgervorschläge zum Haushalt 2023/24; SPD-Fraktion  
-	 Bearbeitungsstand Schanigärten und Stellflächen für Nachbar-

schaften und Kultur; SPD-Fraktion  
-	 Umsetzung des Stadtratsbeschlusses „Aufenthaltsbeendende Maß-

nahmen durch die Ausländerbehörde Leipzig reduzieren“; Fraktion 
Die Linke  

-	 Nutzung von Gewährleistungswohnungen in Leipzig; Fraktion Die 
Linke  

-	 Waffenscheine für Reichsbürger*innen?; Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen  

-	 Verkehrssicherheit im Bereich des Autobahnzubringers Staatsstraße 
S 46; Fraktion Die Linke  

-	 Information der Öffentlichkeit über die Flüchtlingsunterkünfte der 
Stadt Leipzig; CDU-Fraktion  

-	 Soziale Angebote neu aufsetzen; Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
-	 Parkraumüberwachung ermöglichen:  Unklare Parkraumsituationen 

erkennen und lösen; Fraktion Die Linke  
-	 Giftstoffquellen in Leipzig verhindern; Fraktion Die Linke  
-	 Nachfrage zu VII-F-08047-AW-01:  Mietspiegel-Mieterhöhungen 

bei der LWB 2022 und Verfahrensweise aufgrund steigender Be-
triebskosten; Juliane Nagel  

-	 Wer blockiert Fortschritt auf dem Jahrtausendfeld?; Stadtrat Dr. 
Volker Külow  

-	 Schlussfolgerungen für die Kinder- und Jugendpsychiatrie in Leipzig 
aus der „Studie zur psychischen Gesundheit von Schülerinnen und 
Schülern im Freistaat Sachsen im Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie“; Stadtrat Dr. Volker Külow  

-	 Fließender Verkehr oder Stauknotenpunkt?; SR Michael Weickert  
-	 Befestigungsnachweise für Werbeanlagen; Stadtrat Steffen Weh-

mann  
-	 Verkehrssicherungspflicht und Widmung Flurstück 309/1 (Ge-

markung Connewitz); SR Christopher Zenker  
Bericht des Oberbürgermeisters;   
Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen;   
-	 Entscheidung über die Annahme von Spenden, Schenkungen der 

Stadt Leipzig und ähnliche Zuwendungen gem. § 73 (5) SächsGemO 
bis 02.02.2023.;  

Vorlagen I;   
-	 Gewährleistung der flexiblen Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln 

im Zusammenhang mit der Bewältigung von Aufgaben infolge des 
Angriffs auf die Ukraine - eilbedürftig;  

-	 Befristete außerordentliche Erstattung von Sachaufwand für Energie-
kostensteigerungen für Kindertagespflegestellen 2023 - eilbedürftig;  

-	 Änderung des Bau- und Finanzierungsbeschlusses für das Bauvor-
haben „Stadthafen Leipzig“ - eilbedürftig;  

-	 Baubeschluss:  Sanierung Emilienstraße zwischen Peterssteinweg 
und Knotenpunkt Emilienstraße (Bestätigung gem. § 79 (1) Sächs-
GemO) - eilbedürftig;  

-	 1. Änderung zum Planungsbeschluss Ersatzneubau Kindertages-
einrichtung Krönerstraße 43;  

-	 Erste Änderung Sammelvorlage Kita-Investitionen und Folgekosten 
2021/2022ff;  

-	 Einrichtung eines fünfzügigen Gymnasiums am Standort Haupt-
bahnhof-Westseite (Löwitz-Quartier) in 04105 Leipzig - entsprechend 
§ 24 Sächsisches Schulgesetz;  

-	 Einrichtung einer dreizügigen Oberschule am Standort Mockau in 
04357 Leipzig -entsprechend § 24 Sächsisches Schulgesetz;  

-	 Umzug der „Georg-Schumann-Schule - Oberschule der Stadt Leip-
zig“ an den Standort Dösner Weg 27 in 04103 Leipzig;  

-	 Baubeschluss – Auslagerungsschule Paunsdorf, Klettenstraße - 
Modulbau inklusive Freisportanlagen;  

-	 Komplexmodernisierung und Erweiterung Schulgebäude an der 
Martin-Herrmann-Straße 1 zu einer 4-zügigen Gemeinschaftsschule 
und Komplexmodernisierung der bestehenden 1-Feld-Sporthalle;  

-	 Basisdienst ERP - Grundsatzbeschluss und strategischer Ausbau 
zur Abbildung und Digitalisierung der städtischen ERP-Prozesse;  

-	 Festlegung kalkulatorischer Zinssatz 2023/2024;  
-	 Feststellung des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 01.01.2021 

bis 31.12.2021 für den Eigenbetrieb Städtisches Klinikum „St. Georg“ 
Leipzig;  

-	 Strukturelle und finanzielle Rahmenbedingungen der Eigenbetriebe 
Kultur der Stadt Leipzig für den Zeitraum 2023 bis 2026;  

-	 Mitgliedschaft des Eigenbetriebes Oper Leipzig beim Verein zur 
Förderung des Mittelstandes der Leipziger Region Gemeinsam für 
Leipzig e.V.;  

-	 Touristischer Entwicklungsplan (TEP) der Stadt Leipzig;  
-	 1. Änderung Bau- und Finanzierungsbeschluss Ersatzneubau des 

Nahlestegs im Zuge des Heuwegs, Bauwerk II/12;  
-	 Satzung zur Aufhebung der Sanierungssatzung „Leipzig-Grünau 

WK 7 und WK 8“;  
-	 Ersatzneubau Gustav-Esche Brücke I (Bauwerksnummer II/06) im 

Zuge der Gustav-Esche-Straße über die Neue Luppe - Bau- und 
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Finanzierungsbeschluss;  
-	 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 479 „Holzhochhaus Heiter-

blickallee“;
Stadtbezirk:  Ost, Ortsteil:  Paunsdorf;
Aufstellungsbeschluss;  
-	 Mietwerterhebungssatzung - Neufassung;  
-	 Regelung für die Ortschaftsräte der Stadt Leipzig zur Verwendung 

der Brauchtumsmittel (Ortschaftsmittel);  
-	 Unterbringung von Geflüchteten;   
-	 Unterbringung von Geflüchteten in der Zuständigkeit der Stadt 

Leipzig - Stand:  31. Januar 2023;  
-	 Informationen I;   
-	 Benennung der Vorsitzenden der Stadtbezirksbeiräte für die Wahl-

periode 2019 bis 2024;  
-	 Umsetzung des Ratsbeschlusses in der Fassung des Verwaltungs-

standpunktes VII-A-06205-NF-03-VSP-01 „Informationspolitik der 
Stadt Leipzig verbessern“. Hier:  Handlungsoptionen im Rahmen 

des neuen Sächsischen Transparenzgesetzes;  
-	 Vertretung des Oberbürgermeisters im Verhinderungsfall;  
-	 Bericht „Gesetzliche Vertretung“ zum Stand 31.12.2022;  
-	 Auswertung „Jahr der Industriekultur 2020“, Jubiläumsausstellung 

„Klinger 2020“ sowie Themenjahr 2021 „Leipzig. Stadt der sozialen 
Bewegungen“;  

-	 Umsetzung des Wohnungspolitischen Konzeptes - Mitteleinsatz 
2022 (Rückblick) und 2023/24 (Ausblick) sowie überplanmäßige 
Aufwendungen und Auszahlungen nach § 79 (1) SächsGemO für 
das Haushaltsjahr 2023;  

-	 Aufhebung der Beauftragung einer Beratungsleistung zur Begleitung 
des Modernisierungsprojektes VTA 2030+;  

-	 Sachstand zur Beantragung der Wohnraumförderung gemäß der 
Landesrichtlinie gMW / Wohnungsbauförderkonzeption 2023;  

 ■  
(Änderungen vorbehalten)

Der Oberbürgermeister

Für aktuelle Informationen besuchen Sie bitte www.leipzig.de

Stadtbezirksbeirat Südwest
06.03.2023, 18:00 Uhr, Schule am Grünen Gleis, Baumannstr. 13, 
04229 Leipzig
Die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden Sie unter www.leipzig.
de/stadtbezirksbeirat-suedwest
	- Komplexmodernisierung und Erweiterung Schulgebäude an der 

Martin-Herrmann-Straße 
	- Veränderungssperre für ein Teilgebiet des Bebauungsplanes Nr. 466 

„Quartiere an der Antonienstraße/Klingenstraße 
	- Anträge im Rahmen des Stadtbezirksbudgets

Stadtbezirksbeirat West
06.03.2023, 18:00 Uhr, Freizeittreff „Völkerfreundschaft“, Großer 
Saal, Stuttgarter Allee 9, 04209 Leipzig
Weitere Informationen finden Sie unter www.leipzig.de/stadtbezirks-
beirat-west  
	- Einwohneranfragen
	- Information zum Ladesäulenkonzept 
	- Satzung zur Aufhebung der Sanierungssatzung „Leipzig-Grünau WK 

7 und WK 8“ 
	- Mehr Flexibilität bei Platz- und Freiraumgestaltung
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Südost
07.03.2023, 18:30 Uhr, Franz-Mehring-Schule, Gletschersteinstraße 
9, 04299 Leipzig
Weitere Informationen finden Sie unter www.leipzig.de/stadtbezirks-
beirat-suedost/
	- Breitbandausbau im Stadtbezirk
	- Mehr Flexibilität bei Platz- und Freiraumgestaltung

Sitzungen  
der Stadtbezirksbeiräte

	- Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Alt-West
08.03.2023, 17:30 Uhr, Rathaus Leutzsch, Georg-Schwarz-Straße 
140, 04179 Leipzig (Beratungsraum 1. Etage)
Eine digitale Zuschaltung ist nach vorheriger Anmeldung möglich.
Den Link und die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden Sie unter 
www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-alt-west
	- Gelegenheit für Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern
	- Vorstellung des Energie- und Klimaschutzprogramms (EKSP) 2030
	- Antrag zur Verkehrssituation Schule Gießerstraße
	- 1. Änderung zum Beschluss Ersatzneubau des Nahlestegs
	- Vorlage zum Ersatzneubau Gustav-Esche-Brücke I
	- Antrag zu mehr Flexibilität bei der Platz- und Freiraumgestaltung
	- Petition zur Erhaltung der Grünfläche an der Kuhturmstraße und 

Umwandlung in einen Park
	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget:

Stadtbezirksbeirat Mitte
09.03.2023, 18:00 Uhr, Burgplatz 1, 04109 Leipzig
sowie per Videokonferenz (über Microsoft Teams)
Den Link und die vollständigen Unterlagen zur Sitzung finden Sie unter 
www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
	- Gelegenheit zu Einwohneranfragen
	- Stadtbezirksbudget
	- Änderung des Bau- und Finanzierungsbeschlusses für das Bauvorhaben 

„Stadthafen Leipzig“
	- Baubeschluss: Sanierung Emilienstraße zwischen Peterssteinweg und 

Knotenpunkt Emilienstraße (Bestätigung gem. § 79 (1) SächsGemO)
	- Umzug der „Georg-Schumann-Schule, Oberschule der Stadt Leipzig“ 

an den Standort Dösner Weg 27 in 04103 Leipzig
	- Mehr Flexibilität bei Platz- und Freiraumgestaltung ■

Der gemeinsame Ausschuss der Zweckvereinbarung Integrierte 
Regionalleitstelle zwischen dem Landkreis Nordsachsen, dem 
Landkreis Leipzig und der Stadt Leipzig tagt am 22.03.2023 um 
14:00 Uhr im Neuen Rathaus der Stadt Leipzig im Saal 495.
-	 Feststellen der Beschlussfähigkeit

Gemeinsamer Ausschuss der Zweckvereinbarung  
Integrierte Regionalleitstelle

-	 Bekanntgabe und evtl. Änderung der Tagesordnung
-	 Information: Statusbericht IRLS Leipzig
-	 Information: Statusbericht Leitstellengutachten
-	 Beschluss: Umlageschlüssel 2023
-	 Sonstiges ■

http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedwest
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedwest
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost/
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost/
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-alt-west
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 13.03.2023, 17.00 Uhr, 
Neues Rathaus, Raum 259, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 
4-6, 04109 Leipzig
Eröffnung und Begrüßung
Feststellung der Beschlussfähigkeit
Feststellung der Tagesordnung
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 27.02.2023
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
Vorlagen
	- Abschluss eine Mietvertrages für den Offenen Freizeittreff „Pa-ra-

dise“ in der Kurt-Tucholsky-Str. 10 a; VII-DS-07817
Anfragen, Sonstiges
Nichtöffentliche Sitzung
Beschlüsse aus der 61. nichtöffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 19.12.2022
Es wurden keine Beschlüsse gefasst.
Beschlüsse aus der 62. öffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode 
des Grundstücksverkehrsausschusses am 30.01.2023
Es wurden keine Beschlüsse gefasst. ■

Der Vorsitzende 
des Grundstücksverkehrsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung am 13.03.2023, 16:30 Uhr, 
Neues Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 27.02.2023
Anträge aus dem Stadtrat – 1. Lesung
Anträge aus dem Stadtrat – 1. und 2. Lesung
-	 Leipzig engagiert sich für Kinderrechte; Fraktion Die Linke; VII-A-

07921-NF-02
-	 Leipzig engagiert sich für Kinderrechte; Dezernat Jugend, Schule 

und Demokratie; VII-A-07921-VSP-01
Vorlagen – 1. Lesung
Vorlagen – 2. Lesung
Vorlagen zur Information
Entscheidungsvorschläge für den Jugendhilfeausschuss
-	 Verteilung von 100.000 € zusätzlichen Sachkosten Schulsozialarbeit
-	 Versorgung von vier neuen Schulstandorten mit Schulsozialarbeit 

ab dem Schuljahr 2023/2024
-	 Übernahme der Trägerschaft der Schulsozialarbeit an der künftigen 

Schule Hainbuchenstraße, Oberschule (zunächst Außenstelle der 
Schule Paunsdorf, Oberschule der Stadt Leipzig) sowie der künftigen 
205. Schule, Oberschule (zunächst Außenstelle der SportOberschule 
der Stadt Leipzig)

Bericht der Bürgermeisterin
Information der Verwaltung
Sonstiges ■

Der Vorsitzende 
des Jugendhilfeausschusses

Sitzung des Grundstücks-  
verkehrsausschusses 

Sitzung des Jugendhilfe-  
ausschusses 

Sprechzeiten  
der Friedensrichter

Schiedsstelle Mitte/Nordost 
Sprechtag jeden 3. Di./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum 
U 32, Michael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-lo-
effler@t-online.de
Schiedsstelle Ost/Südost
Sprechtag jeden 3. Mi./Monat (16.00 Uhr-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Sylvio Müller,  Tel. 0341/1 23 35 30, E-Mail: sylvio.mueller@leipzig.de
Schiedsstelle Süd/Südwest
Sprechtag jeden 1. Di./Monat (15.00-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, 
Claudia Schaefer, Tel. 0341/1 23 35 30, Fax: 03212 1 37 31 75; E-Mail: 
claudia.schaefer@leipzig.de
Schiedsstelle Nordwest/Nord
Sprechtag jeden 4. Mi./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum 
U 32, Mike Rockmann, Tel. 0172 3 72 01 55; E-Mail: Friedensrichter-N-
NW@t-online.de
Schiedsstelle West/Alt-West
Sprechtag jeden 2. Di./Monat (16.00-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Michael Löffler, Tel. 0160  4  45  55  44; E-Mail: friedensrichter-lo-
effler@t-online.de

Wann hilft die Schiedsstelle?
Bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprü-
che (z. B. Zahlungsansprüche), über Nachbar- und Mietrechtsstreitigkei-
ten und über Ansprüche wegen Verletzung der persönlichen Ehre kann 
die Schiedsstelle helfend und streitschlichtend tätig werden. Das heißt, 
die Anrufung der Schiedsstelle bei bürgerlichen Streitigkeiten geschieht 
freiwillig und ist nicht vorgeschrieben. In solchen Fällen können Sie sich 
direkt an die Schiedsstelle Ihres Bezirkes wenden und bekommen dort 
fachkundige Unterstützung bei Ihren Anliegen. ■

23.03.2023,  17:00 Uhr, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 
04109 Leipzig, Raum 270
Tagesordnung der öffentlichen Sitzung:
VII-DS-08209 – Verlängerung Mietvertrag bzgl. Probebühne Floßplatz 
3-5 des Eigenbetriebes Schauspiel Leipzig ■

Sitzung des Betriebsausschusses 
Kulturstätten

Alle Hundehalter werden auf die Fälligkeit der Hundesteuer am 15. 
März 2023 hingewiesen. Die Steuer ist rechtzeitig unter Angabe des 
entsprechenden Buchungszeichens im Verwendungszweck der Zahlung 
zu überweisen. Die Hundesteuerbescheide haben Dauerwirkung. Ist der 
letzte Bescheid in Vorjahren erteilt, finden Sie die aktuelle Zahlungs-
höhe und Fälligkeit unter Punkt III. Steuerfestsetzung für Folgejahre.

Für regelmäßig zu zahlende Abgaben empfiehlt die Stadtkasse die 
Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats. Damit erfolgt der Einzug 
immer pünktlich zur Fälligkeit der Steuerforderung. So muss man die 
Terminüberwachung nicht selbst übernehmen, spart sich den Aufwand 
für die Überweisung und kann verhindern, dass man in Verzug gerät.
Das Formular kann über www.leipzig.de, Suchbegriff: „SEPA“ abgerufen 
oder bei der Stadtkasse angefordert werden.
Für Rückfragen stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen der Stadtkasse 
gern zur Verfügung. ■

Öffentlicher Hinweis  
zur Fälligkeit der Hundesteuer

Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig

https://ratsinfo.leipzig.de

mailto:friedensrichter-loeffler%40t-online.de?subject=
mailto:friedensrichter-loeffler%40t-online.de?subject=
mailto:sylvio.mueller%40leipzig.de?subject=
mailto:claudia.schaefer%40leipzig.de?subject=
mailto:Friedensrichter-N-NW%40t-online.de?subject=
mailto:Friedensrichter-N-NW%40t-online.de?subject=
mailto:friedensrichter-loeffler%40t-online.de?subject=
mailto:friedensrichter-loeffler%40t-online.de?subject=
http://www.leipzig.de
http://https://ratsinfo.leipzig.de
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Für aktuelle Informationen besuchen Sie bitte www.leipzig.de
Teilweise lagen zum Redaktionsschluss noch keine Tagesordnungen vor.

Ortschaftsrat Lützschena-Stahmeln
06.03.2023, 18:30 Uhr, Leipziger Hotel, Hallesche Straße 190
	- Protokollkontrolle;
	- Kenntnisnahme zur Vorlage Nr. VII-DS-07860, Betreff: Satzung zur 

Aufhebung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. E-81 „Gewerbe-
gebiet Stahmeln, Druckerei Springer“, Stadtbezirk Nordwest, Ortsteil 
Lützschena-Stahmeln; Durchführung der öffentlichen Auslegung im 
Rahmen des beschleunigten Verfahrens;

	- Beratung und Beschluss der Zuwendung von Brauchtumsmitteln an 
die Vereine unserer Ortschaft;

	- Beratung und Beschluss zu dem Antrag des Fördervereins Auwaldsta-
tion und Schlosspark e.V. 

Ortschaftsrat Engelsdorf
06.03.2023, 19:00 Uhr, Versammlungsraum des Ortschaftsrates Engels-
dorf, Engelsdorfer Straße 345, 04319 Leipzig
	- Bestätigung der Niederschrift vom 06.02.2023
	- Ergebnisse vom Hochwasserrisikomanagement 
	- Vergabe Brauchtumsmittel ab lfd. Nr. 4
	- Vorbereitung zu einem Historischen Thema: 100 Jahre Eingliederung 

Sommerfeld zu Engelsdorf
	- Abstimmung der Prioritätenliste Fußwege
	- Informationen  
	- Bürgersprechstunde

Ortschaftsrat Seehausen
07.03.2023, 19:00 Uhr in der Alten Schule Göbschelwitz, Göbschel-
witzer Str. 73 04356 Leipzig
	- Protokollbestätigung vom 07.02.2023
	- Ablaufplanung der Baumaßnahmen VTA
	- Vorlage VII-DS-07330-NF-01 Brauchtumsmittel
	- Die „Stadt als Bühne“ Vorstellung Ablauf
	- Vorbereitung Frühjahrsputz (25.03.2023)
	- Beantwortung von Bürgerfragen / Sonstiges
	- Anfragen

Ortschaftsrat Mölkau
07.03.2023, 19:00 Uhr, Ratssaal des ehem. Gemeindeamtes Mölkau, 
Engelsdorfer Straße 90, 04316 Leipzig
	- Bestätigung des Protokolls der Sitzung vom 31.01.2023
	- Verbesserung von Wegen in Mölkau, Vorstellung der Ausführungsplanung
	- Themen des Paten des OR Mölkau, Herr Hörning, BM Allgemeine Ver-

waltung
	- Vorstellung der Perspektiven durch die Gastro Hoch Zwei GmbH
	- Bürgeranfragen
	- Vergabe der Brauchtumsmittel
	- Regelung für die Ortschaftsräte der Stadt Leipzig zur Verwendung der 

Brauchtumsmittel
	- Priorisierung aus 24 Maßnahmen Fußverkehrsentwicklungsplan für das 

Ortsgebiet Mölkau 
	- Vorschläge für den Jahresarbeitsplan des OR 2023
	- Anfragen der Ortschaftsräte
	- Informationen aus dem Stadtrat

Ortschaftsrat Lindenthal
07.03.2023, 19:00 Uhr in der Gustav-Adolf-Kirche, Lindenthaler Haupt-
straße 15, 04158 Leipzig
	- Protokollkontrolle und Feststellung der Beschlussfähigkeit
	- Mitteilungen des Ortsvorstehers

Sitzungen  
der Ortschaftsräte

	- Anfragen der Anwohner 
	- Anfragen und Anträge der Ortschaftsräte
	- VII-DS-08046 - Unterbringung von Geflüchteten
	- VII-A-07144-NF-02 – Windkraft in Leipzig
	- VII-DS-08065 – Durchführung Bürgerumfrage
	- Brauchtumsmittel 2023 – 2. Lesung

Ortschaftsrat Rückmarsdorf
14.03.2023, 19:00 Uhr, OTZ Rückmarsdorf, Ehrenberger Straße 5a
	- Feststellung der Tagesordnung
	- Auswertung Ratsversammlung Januar 2023
	- Vergabe Brauchtumsmittel 2023
	- Beschlussvorlage VII-DS-07330-NF-01 Regelung für die Ortschaftsräte 

der Stadt Leipzig zur Verwendung der Brauchtumsmittel (Ortschafts-
mittel)

	 dazu: Änderungsantrag des OR Lützschena-Stahmeln VII-DS-07330-
NF-01-ÄA-01

	- Sonstiges / Fragestunde / Aktuelles
	- Organisatorisches

Ortschaftsrat Böhlitz-Ehrenberg
09.03.2023, 18:30 Uhr, Salon Böhlitz der Großen Eiche, Leipziger Str. 81
	- Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit
	- Feststellung der Tagesordnung
	- Bestätigung des Protokolls der Sitzung vom 2.2.2023
	- Informationsaustausch mit der Patenbürgermeisterin Vicki Felthaus
	- VII-DS-07330-NF-01 – Brauchtumsrichtlinie

dazu: VII-DS-07330-NF-01-AeA-01  – Brauchtumsrichtlinie
dazu: VII-DS-07330-NF-01-AeA-02  – Brauchtumsrichtlinie

	- Erstinformation Asylunterkunft Leipziger Straße
	- VII-DS-08065 Durchführung Bürgerumfrage
	- Halbjahresinformation Schlobachshof
	- Doppelhaushalt / Ergebnis HHÄA / Investitionen in BEH
	- Informationen
	- Bürgerfragen

Ortschaftsrat Liebertwolkwitz
09.03.2023, 18:30 Uhr, Rathaus, Zi. 2, Liebertwolkwitzer Markt 1
	- Niederschrift vom 02.02.2023
	- Beschlussvorlage - VII-DS-07330-NF-01  Betreff: Regelung für die Ort-

schaftsräte der Stadt Leipzig zur Verwendung der Brauchtumsmittel   
(Ortschaftsmittel)

	 dazu: VII-DS-07330-NF-01-ÄA-01
	 dazu:  VII-DS-07330-NF-01-ÄA-02 SPD-Fraktion     
	- VSP Neufassung VII-A-07144-NF-02 Windkraft im Leipziger Stadtgebiet 
	- Frühjahrsputz 2023  ev. Termin 15.April                                                   
	- VII-DS-08065 Durchführung Bürgerumfrage „Leben in der Ortschaft 

2023“ (Ortschaftsbefragung)
	- Brauchtumsmittelvergabe
	- Jahreskulturplan

Ortschaftsrat Holzhausen
09.03.2023, 19:30 Uhr, Aula der Schule, Stötteritzer Landstraße 21 

Ortschaftsrat Wiederitzsch
14.03.2023, 19:00 Uhr, Rathaussaal, Delitzscher Landstraße 55
	- Fragestunde 
	- Nordraumkonzept 
	- Besuch Frau Dr. Jennicke, Bürgermeisterin und Beigeordnete für Kultur, 

Patin für den Ortsteil 
	- Verschiedenes ■

(Änderungen vorbehalten)

http://www.leipzig.de 


Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 05/23 · 04.03.2023

6

Gemäß § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Ja-
nuar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist, wird Folgendes 
bekannt gemacht: Die Kommunale Wasserwerke Leipzig GmbH hat 
bei der Stadt Leipzig als untere Wasserbehörde eine Erlaubnis für 
die vorübergehende Entnahme von ca. 170.000 m³ Grundwasser zur 
Trockenhaltung der Baugruben im Zusammenhang mit Kanalbau-
arbeiten im Systembereich Cleudner Straße und für die Einleitung 
des geförderten Grundwassers in die Parthe beantragt. Für das Vor-
haben war aufgrund des Umfangs der Grundwasserentnahme gemäß 
§ 7 Absatz 1 UVPG eine allgemeine Vorprüfung über die Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) 
durchzuführen. Gemäß § 5 Absatz 2 UVPG gibt die Stadt Leipzig ihre 
Feststellung der Öffentlichkeit bekannt:
Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine UVP-Pflicht nicht besteht, weil 
das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
hat. Folgende Gründe werden für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 
als wesentlich angesehen:
Es handelt sich um eine vorübergehende Entnahme von Grundwasser 
während eines Zeitraums von 10 Monaten. Die Entnahmemenge ist im 
Verhältnis zur Dargebotsreserve im Grundwasser nicht erheblich. Die 

Grundwasserstände im Umfeld der Baumaßnahme sind bis zum Errei-
chen eines stationären Zustands nach Beendigung der vorübergehenden 
Grundwasserentnahme zu überwachen. Soweit im Zusammenhang 
mit den Wasserhaltungsmaßnahmen ein erhebliches Absinken des 
Grundwasserspiegels beobachtet wird, sind für empfindliche Gehölze 
Bewässerungsmaßnahmen vorzusehen. Eine erhebliche Veränderung 
der Grundwasserbeschaffenheit als Folge der Grundwasserentnahme 
ist nicht zu erwarten. Durch die Überwachung der Qualität des geför-
derten Grundwassers wird gewährleistet, dass kein schadstoffbelastetes 
Grundwasser in die Parthe eingeleitet wird. Eine Beeinflussung von 
Luft, Klima, Landschaft, Tieren oder der biologischen Vielfalt erfolgt 
durch die Grundwasserentnahme nicht. Negative Auswirkungen auf 
Bauwerke und bautechnische Infrastruktur sind unwahrscheinlich.
Im Ergebnis der Vorprüfung war festzustellen, dass durch das Vorha-
ben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind und damit keine UVP-Pflicht besteht. Es wird darauf hingewiesen, 
dass gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 UVPG die vorgenannte Entscheidung 
der Stadt Leipzig nicht selbstständig anfechtbar ist. ■

Leipzig, den 14.02.2023		
Stadt Leipzig

Amt für Umweltschutz

Bekanntmachung der Stadt Leipzig zum Vollzug des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) – hier: Bauzeitliche 
Grundwasserbenutzung im Zusammenhang mit Kanalbauarbeiten  

im Systembereich Cleudner Straße, Az. 36.10.07-2022/002808

Das Dezernat Kultur schreibt Fördermittel zur Erarbeitung einer Be-
werbung um das Europäische Kulturerbe-Siegel aus. Zur Bewerbung 
aufgefordert sind Leipziger „Stätten der Friedlichen Revolution“ 
oder Dritte, die mit entsprechenden Orten kooperieren. Anträge 
können bis zum 31. März 2023 eingereicht werden. Der/die Bewer-
ber/-in, der/die zum Zuge kommt, wird mit maximal 15.000 Euro bei 
der Erarbeitung einer vollständigen Bewerbung unterstützt, die mit 
dem Sächsischen Staatsministerium für Wissenschaft, Kultur und 
Tourismus abgestimmt und bis zum 30. November 2023 bei der 
Kultusministerkonferenz eingereicht werden muss. 

Auswahlverfahren und Bewerbungsfrist
Träger/-innen von in Leipzig ansässigen „Orten der Friedlichen Revo-
lution“ oder Dritte, die mit entsprechenden Träger/-innen kooperieren, 
sind aufgerufen eine Projektskizze für eine potentielle Bewerbung 
einzureichen. Die Skizze sollte maximal fünf Seiten umfassen (einzei-
lig, Schriftgröße 12) und einen Kosten- und Finanzierungsplan sowie 
einen Zeitplan enthalten. Die Bewerbungsunterlagen müssen bis zum 
31. März 2023 vorliegen (Ausschlussfrist). Ausführliche Informationen 

zum Ablauf der Bewerbung finden Sie hier.

Beschluss des Stadtrates als Grundlage
Das Europäische Kulturerbe-Siegel ist eine Maßnahme der Europäi-
schen Union zur Stärkung des Zugehörigkeitsgefühls der europäischen 
Bürgerinnen und Bürger, insbesondere von jungen Menschen. Der 
Leipziger Stadtrat hat die Stadtverwaltung damit beauftragt, eine 
entsprechende Bewerbung koordinierend zu unterstützen und dafür 
finanzielle Mittel in Höhe von maximal 15.000 Euro bereit zu stellen. 
Die Bewerbung soll Leipziger Stätten der Friedlichen Revolution sowie 
ggf. weitere sächsische Stätten umfassen, wie zum Beispiel Orte in der 
Stadt Plauen. Grundlage ist der Stadtratsbeschluss VII-A-02289-DS-04 
vom 13. Oktober 2022.
 

Rückfragen
Rückfragen zum Verfahren oder zu weiteren Details senden Sie bitte 
an Karin Rolle-Bechler (Referentin, Referat Strategische Kulturpolitik), 
per E-Mail: karin.rolle@leipzig.de ■

Ausschreibung Fördermittel  
zur Erarbeitung einer Bewerbung um das  

Europäische Kulturerbe-Siegel

Nachfolgend aufgeführte Dienstausweise/Dienstmarken der Stadt Leipzig 
werden hiermit für ungültig erklärt:
DA007707, DA003267, DA004326, DM000438, DA003811, DA007368, 

Ungültigkeit städtischer Dienstausweise/Dienstmarken
DA007991, DA001986, DM000309, DA004920, DA007707, DA002984, 
DA008086, DA008212, DA001738, DA003626, DA000702, DA004824, 
DA003744, DA001904, DA002966, DA004184. ■

https://www.leipzig.de/news/news/ausschreibung-foerdermittel-bewerbung-in-leipzig-ansaessiger-orte-der-friedlichen-revolution-um-das-europaeische-kulturerbe-siegel
https://www.leipzig.de/news/news/ausschreibung-foerdermittel-bewerbung-in-leipzig-ansaessiger-orte-der-friedlichen-revolution-um-das-europaeische-kulturerbe-siegel
https://ratsinformation.leipzig.de/allris_leipzig_public/to020?TOLFDNR=2056288
mailto:karin.rolle%40leipzig.de?subject=
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1	 Hintergrund
Zum Schutz der wildlebenden Populationen der Elefanten schränkt die 
Europäische Union (EU) mit Änderungen der VO (EG) Nr. 865/2006 und 
dem überarbeiteten Leitfaden „EU-Regelung für den Elfenbeinhandel“ 
die Vermarktung von Elfenbein in der EU sowie die kommerzielle 
Einfuhr und Wiederausfuhr weitgehend ein.
2	 Verarbeitetes Elfenbein
a)	 Ein- und Wiederausfuhr
Verarbeitetes Elfenbein darf kommerziell nicht mehr eingeführt oder 
wieder ausgeführt werden, es sei denn, es handelt sich um 
-	 eine Antiquität (zu einem Gegenstand verarbeitetes Exemplar, das 

vor mehr als 50 Jahren erworben und hergestellt wurde, Stichtag 
03.03.1947), die an ein Museum verkauft wird und deren große 
kulturelle, künstlerische oder historische Bedeutung durch die für 
das Kulturerbe zuständige Behörde bestätigt wird (und die Behörde 
muss den Geschäftsvorgang befürworten) oder

-	 ein Musikinstrument, das legal erworbenes Elfenbein aus der Zeit 
vor dem 01.07.1975 (asiatischer Elefant – Elephas maximus) bzw. 
26.02.1976 (afrikanischer Elefant – Loxodonta africana) enthält und 
das von einem ausübenden Künstler zum Musizieren verwendet 
wird oder bis vor kurzem verwendet wurde und somit kein reiner 
Dekorationsgegenstand ist.

b)	 Vermarktung innerhalb der EU
Die Vermarktung von Elfenbeinprodukten soll nur noch für nach-
weisliche Antiquitäten sowie für „Musikinstrumente aus der Zeit vor 
1975“ erlaubt werden. 
Bescheinigungen, die vor dem 19.01.2022 erteilt wurden, haben ihre 
Gültigkeit am 19.01.2023 verloren (Artikel 11 Absatz 4 VO (EG) Nr. 
865/2006). Damit entfällt auch die bisherige Kleinteile-Regelung, nach 
der unter bestimmten Voraussetzungen die Abgabe an Endkunden mit 
einer qualifizierten Rechnung möglich war.
-	 Für die Vermarktung von Antiquitäten aus Elfenbein ist seit dem 
19.01.2022 eine EU-Bescheinigung erforderlich. Die bisher in Artikel 
62 Nr. 3 VO (EG) Nr. 865/2006 enthaltene Ausnahme von der Be-
scheinigungspflicht wurde ersatzlos gestrichen.
Der Antragsteller hat den Nachweis des rechtmäßigen Erwerbs zu 
führen. 
Bei der Bewertung von Anträgen für eine Antiquität aus der Zeit 
vor 1947 sind das Alter des Exemplars und die anderen Aspekte im 
Zusammenhang mit der Definition des Begriffs „zu Gegenständen 
verarbeitete Exemplare“ die wichtigsten Erwägungen (siehe Kapitel 
6b des Leitfadens).
Wurden die Antiquitäten in einem Drittland hergestellt, sollte belegt werden, 
ob die Einfuhr vor der Unterschutzstellung der Art ohne Dokumente erfolgte 
oder ob die Einfuhr nach der Unterschutzstellung mit den erforderlichen 
Einfuhrdokumenten erfolgte.
-	 Von dem Begriff „Musikinstrumente aus der Zeit vor 1975“ wer-

den Musikinstrumente erfasst, die Elfenbein enthalten, das vor 
internationaler Unterschutzstellung legal erworben wurde. Die 
Ausnahmeregelung gilt nur für Musikinstrumente, die von einem 
ausübenden Künstler zum Musizieren verwendet werden oder bis 
vor kurzem verwendet wurden; reine Dekorationsgegenstände 
fallen nicht darunter.

Bei der Ausnahme bezieht sich die Prüfung des Alters auf das verwendete 
Elfenbein und nicht auf den Zeitpunkt der Herstellung des Musikinstruments.
3	 Rohelfenbein
a)	 Ein- und Wiederausfuhr
Die kommerzielle Einfuhr oder Wiederausfuhr von Rohelfenbein ist 
untersagt.
b)	 Vermarktung innerhalb der EU
Bescheinigungen, die vor dem 19.01.2022 erteilt wurden, haben ihre 
Gültigkeit am 19.01.2023 verloren (Artikel 11 Absatz 4 VO (EG) Nr. 
865/2006). Dies gilt auch für die im Rahmen der Elfenbein-Kleinteile-
Regelung in Deutschland genutzten Blankette. 
Für Rohelfenbein dürfen keine Vermarktungsbescheinigungen mehr 
erteilt werden. 
Ausnahmen sind möglich zur Reparatur von „Musikinstrumenten aus 
der Zeit vor 1975“ und von Antiquitäten von hohem künstlerischem, 
kulturellem oder historischem Wert, die sich in Museen befinden.

Für die Herstellung eines neuen Instrumentes darf kein Rohelfenbein benutzt 
werden, auch wenn vor dem 19.01.2022 eine entsprechende Bescheinigung 
für das Rohelfenbein erteilt wurde. 
4	 Rechtsfolgen
Seit dem 19.01.2022 ist für die Vermarktung von Antiquitäten und 
„Musikinstrumenten aus der Zeit vor 1975“ mit Elfenbein in der EU 
eine EU-Vermarktungsbescheinigung nach Artikel 10 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 erforderlich.
Handel im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 338/97 umfasst u. a. die 
Verwendung, Beförderung oder Überlassung der o. g. Exemplare in der 
Gemeinschaft einschließlich innerhalb eines Mitgliedstaats [Artikel 2 
Buchstabe u der Verordnung (EG) Nr. 338/97].
Ohne die o. g. Bescheinigung ist der Kauf, das Angebot zum Kauf, 
der Erwerb zu kommerziellen Zwecken, die Zurschaustellung und 
die Verwendung zu kommerziellen Zwecken sowie der Verkauf, das 
Vorrätighalten, Anbieten oder Befördern zu Verkaufszwecken verboten 
[Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 338/97].
Angebot zum Verkauf umfasst jegliche Tätigkeit, die in diesem Sinne 
ausgelegt werden kann, einschließlich der Werbung oder der Veran-
lassung zur Werbung oder der Aufforderung zu Kaufverhandlungen 
[Artikel 2 Buchstabe i der Verordnung (EG) Nr. 338/97].
Verkauf umfasst jede Form des Verkaufs. Für die Zwecke der o. g. 
Verordnung werden das Vermieten, der Tausch oder Austausch dem 
Verkauf gleichgesetzt. Sinnverwandte Ausdrücke werden entsprechend 
ausgelegt [Artikel 2 Buchstabe p der Verordnung (EG) Nr. 338/97]. 
Verstöße gegen das Handelsverbot (Vermarktung ohne EU-Vermark-
tungsbescheinigung) können als Ordnungswidrigkeit oder Straftat 
verfolgt werden. Außerdem können die betreffenden Gegenstände 
von der Naturschutzbehörde beschlagnahmt und eingezogen werden.
Für Elfenbein oder Antiquitäten und „Musikinstrumente aus der Zeit 
vor 1975“ mit Elfenbein, die im Zuständigkeitsbereich der Stadt Leip-
zig gehandelt werden sollen, ist die EU-Vermarktungsbescheinigung 
formgebunden bei der
			   Stadt Leipzig – Amt 36
			   CITES-Vollzugsbehörde
			   04092 Leipzig
zu beantragen. Antragsformulare sind beim Amt für Umweltschutz 
erhältlich.
Dem Antrag sind geeignete Belege und Beweismittel für eine recht-
mäßige Einfuhr in die Europäische Union oder des rechtmäßigen 
Erwerbs vor der Unterschutzstellung der betroffenen Art beizufügen.
Zur erleichterten Übersichtlichkeit, wann eine Vermarktungsbescheinigung 
für eine Antiquität oder ein Musikinstrument mit Elfenbein bzw. für Roh-
elfenbein erteilt werden darf, siehe Abbildung.
Sie erreichen die Mitarbeiter/innen der Naturschutzbehörde im 
Technischen Rathaus.
Prager Straße 118 – 136 | Haus A | 04317 Leipzig
Telefon: 0341 123-3859 | Fax: 0341 123-3405 | E-Mail: umweltschutz@
leipzig.de ■

Merkblatt: Strengere Regelungen für den  
Handel mit Elfenbein

mailto:umweltschutz%40leipzig.de?subject=
mailto:umweltschutz%40leipzig.de?subject=
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Das Eisenbahn-Bundesamt führt im Rahmen des Anhörungsverfahrens 
für das genannte Bauvorhaben gemäß § 73 Abs. 6 Verwaltungsver-
fahrensgesetz (VwVfG) einen Erörterungstermin durch.
1.	 Der Erörterungstermin findet am 20.03.2023 ab 12 Uhr, am 21.03.2023 

ab 10 Uhr und am 22.03.2023 ab 10 Uhr im Rathaus Markkleeberg, 
Rathausplatz 1, 04416 Markkleeberg, Kleiner Lindensaal (im Erd-
geschoss rechts), statt. 

	 Die Datumsangabe in der Einladung zum Erörterungstermin ist 
unbedingt zu beachten!

2.	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Am Einlass sind die 
Einladung zum Erörterungstermin und ein Ausweisdokument 
vorzulegen.

3.	 Der Einlass wird jeweils eine halbe Stunde vor Beginn des Erörte-
rungstermins gewährt.

4.	 Im Termin werden die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und 
Stellungnahmen erörtert. Die Vertretung durch einen Bevollmäch-
tigten ist möglich. Dieser hat seine Bevollmächtigung durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen. Es wird darauf hingewiesen, 

dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt 
werden kann.

5.	 Sofern eine Teilnahme am Erörterungstermin nicht erfolgt, gelten die 
erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen als aufrechterhalten 
und werden im weiteren Verfahren entsprechend berücksichtigt.

6.	 Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreter-
bestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet.

7.	 Nähere Hinweise zum Datenschutz in Planfeststellungsverfahren 
befinden sich im Internet unter www.eba.bund.de/datenschutz-
hinweise.

8.	 Diese Bekanntmachung, ein Formular für eine Vollmacht sowie 
weitere Informationen sind auch auf der Internetseite www.eba.
bund.de/anhoerung (unter Sachsen: Planfeststellung Bahnhof 
Markkleeberg West) zu finden.

9.	 Die gegebenenfalls vor Ort geltenden Corona-Regelungen sind zu 
beachten. ■

Stadtplanungsamt
i. A. des Eisenbahn-Bundesamtes

Ortsübliche Bekanntmachung über den Erörterungstermin zum  
Planfeststellungsverfahren für das Bauvorhaben der DB Netz AG

Ausbaustrecke Karlsruhe – Stuttgart – Nürnberg – Leipzig/Dresden 
Abschnitt Gaschwitz (e) – Böhlen (e), 5. Bauabschnitt (Waldbahn)

Bahnhof Markkleeberg West einschließlich Straßenüberführung Koburger Straße
km 5,170 – km 6,700 Strecke 6379 Leipzig-Plagwitz – Gaschwitz

(Aktenzeichen: 521ppw/021-2021#025)

Die Stadt Leipzig beabsichtigt auf Grundlage des am 08.02.2023 ver-
abschiedeten Haushalts zum 01.05.2023 die Einführung von weiteren 
Maßnahmen im Leistungsbereich der Arbeitsweltbezogenen Jugend-
sozialarbeit gemäß § 13 SGB VIII.
 
Ziele und Aufgaben 
Die Ziele und Aufgaben einer erfolgreichen Umsetzung sind den 
„Fachstandard Arbeitswelt-bezogene Jugendsozialarbeit“ und den 
Handlungsempfehlungen der „Integrierten Kinder- und Jugendhilfe-
planung der Stadt Leipzig“ (Beschluss des Stadtrates Nr. VII-DS-01168-
NF-01 vom 22.07.2021) zu entnehmen und in der Interessenbekundung 
auszuführen. 
Eine Maßnahme soll sich an ausbildungs- bzw. arbeitslose, besonders 
benachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene in der Altersgruppe 
zwischen 15 und 27 Jahren richten. Die Teilnehmer/-innen werden 
nachhaltig im Arbeitsalltag qualifiziert und sozial integriert sowie darin 
unterstützt, im Anschluss eine Ausbildung oder eine Arbeit aufzu-
nehmen bzw. einen Schulabschluss nachzuholen. Die Maßnahme soll 
durchschnittlich mindestens 16 Teilnehmer/-innen betreuen.
Eine weitere Maßnahme soll sich an junge Eltern/Alleinerziehende mit 
(kleinen) Kindern richten, die den Einstieg in das Berufsleben noch nicht 
geschafft haben bzw. über keinen Berufsabschluss verfügen. Ziel der 
Maßnahme ist die Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit und damit 
die Erhöhung der Chancen der Teilnehmenden auf den späteren Erwerb 
eines am Arbeitsmarkt anerkannten Berufsabschlusses. Die Maßnahme 
soll durchschnittlich mindestens 10 Teilnehmer/-innen betreuen.

Finanzierung und Personal 
Für die Realisierung der Maßnahmen wird der Einsatz von Fachkräften 
(gemäß § 72 SGB VIII und Vorgabe im „Fachstandard für Jugendsozial-
arbeit“) vorausgesetzt. Interessierte Träger verfügen bereits über fundier-
te Kenntnisse im Bereich der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit.
Für die Umsetzung beider Maßnahmen stehen in den Haushaltsjahren 
2023 und 2024 jeweils 400.000 € zur Verfügung. Gemäß Punkt 4.3.1 der 
u. g. Fachförderrichtlinie hat der Zuwendungsempfänger in der Regel 

mindestens 5 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben als Eigen-
anteil zu erbringen. Grundsätzlich ist der Einsatz aller eigenen Mittel 
vorrangig gegenüber dem Einsatz der Zuwendung.
Maßnahmelaufzeit: ab 01.05.2023 bis 31.12.2024
Grundlage der Förderung ist die Fachförderrichtlinie der Stadt Leipzig 
über die Förderung von Trägern der freien Jugendhilfe für Leistun-
gen der Jugendarbeit und allgemeinen Förderung der Erziehung in 
der Familie gemäß §§ 11 bis 14 und 16 SGB VIII (Leipziger Amtsblatt 
9/2019, S. 12 f.). 
 
Antragsunterlagen und Fristen 
Die Träger bekunden ihr Interesse mit dem Einreichen einer Interes-
senbekundung. Hierfür sind bitte die regulären Antragsunterlagen 
für Maßnahmen der Kinder- und Jugendförderung vorzulegen. Die 
Formulare stehen hier zum Download bereit: https://www.leipzig.
de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/
behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/kinder--und-jugendfo-
erderung-5131 bzw. sind diese über die Mailadresse jugendfoerderung@
leipzig.de abzufordern. Zu verwenden sind die Anlage 1: Antrag Zu-
wendung incl. Anhänge und die Anlage 6: Raster Qualifizierter Antrag 
der oben genannten Fachförderrichtlinie.
Die Beschlussfassung erfolgt durch den Jugendhilfeausschuss nach 
Beratung der Findungskommission. 
Die Angebote sind bis zum 28.03.2023 zu richten an: 
				    Stadt Leipzig
				    Amt für Jugend und Familie 
				    Abteilung Jugendhilfe
				    Hausanschrift: Perlickstraße 6, 04103 Leipzig 
(zur Fristwahrung ist der Fristenbriefkasten am Neuen Rathaus zu 
nutzen)
Die Umschläge sind mit dem Hinweis „Unterlagen Interessenbe-
kundungsverfahren – Nicht öffnen“ zu versehen. Bitte senden Sie die 
Unterlagen ebenfalls per E-Mail an jugendfoerderung@leipzig.de.
Informationen zur Ausschreibung erteilt Frau Bittner unter Tel. (0341) 
123-43 50 und janina.bittner@leipzig.de. ■

Interessenbekundungsverfahren für Maßnahmen der  
Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit in Leipzig

https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Fachstandards_Arbeitsweltbezogene_Jugendsozialarbeit-Jugendberufshilfe.pdf
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Publikationen/Integrierte_Kinder-und_Jugendhilfeplanung_Leipzig.pdf
https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.5_Dez5_Jugend_Soziales_Gesundheit_Schule/51_Amt_fuer_Jugend_Familie_und_Bildung/Veroeffentlichungen/Publikationen/Integrierte_Kinder-und_Jugendhilfeplanung_Leipzig.pdf
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/foerdermittelfinder/detailansicht-foerdermittelfinder/projekt/fachfoerderrichtlinie-jugendhilfe/
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/foerdermittelfinder/detailansicht-foerdermittelfinder/projekt/fachfoerderrichtlinie-jugendhilfe/
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/foerdermittelfinder/detailansicht-foerdermittelfinder/projekt/fachfoerderrichtlinie-jugendhilfe/
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/foerdermittelfinder/detailansicht-foerdermittelfinder/projekt/fachfoerderrichtlinie-jugendhilfe/
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienst
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienst
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienst
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienst
mailto:jugendfoerderung%40leipzig.de?subject=
mailto:jugendfoerderung%40leipzig.de?subject=
mailto:jugendfoerderung%40leipzig.de?subject=
mailto:janina.bittner%40leipzig.de?subject=
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Verfahren:		 Seifertshain II
Gemeinde/Stadt:		 Großpösna
Gemarkung:		  Seifertshain
Aktenzeichen:		  10163-846.127-290611
Anlage:			  Gebietsübersichtskarte im Maßstab 1:10.000

Flurbereinigungsbeschluss
I. Entscheidender Teil

1. Anordnung des Verfahrens
1.1.	 Flurbereinigungsverfahren

Das Landratsamt des Landkreises Leipzig ordnet in der Gemeinde 
Großpösna aufgrund der §§ 1, 86 und 4 Flurbereinigungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), das 
zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. 
I S. 2794) geändert worden ist – FlurbG – i. V. m. § 1 Abs. 2 Gesetz zur 
Ausführung des Flurbereinigungsgesetzes und zur Bestimmung von 
Zuständigkeiten nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz vom 
15. Juli 1994 (SächsGVBl. S. 1429), das zuletzt durch Artikel 24 der
Verordnung vom 12. April 2021 (SächsGVBl. S. 517) geändert worden 
ist – AGFlurbG – das Verfahren

Flurbereinigung Seifertshain II 
an.

1.2.	 Flurbereinigungsgebiet

Zum Flurbereinigungsgebiet gehören:
aus der Gemeinde Großpösna, Gemarkung Seifertshain 

die Flurstücke 38/2, 38/3, 38/4, 38/5, 38/6, 38/8, 38/9, 38/10, 38/11, 46/6, 
46/7, 46/8, 46/9, 46/10, 46/23, 50/4, 50/6, 50/7, 50/8, 50/10, 50/14, 52, 54/1, 
55/2, 55/3, 56/6, 56/7, 56/9, 56/10, 56/11, 56/17, 57/3, 57/4, 58/4, 59, 60/4, 
60/5, 60/7, 61/2, 61/6, 62/6, 62/7, 63/4, 63/5, 63/6, 63/7, 64, 66, 67/3, 67/4, 
67/6, 67/11, 70/3, 70/4, 71a, 72, 73/3, 73/4, 76/3, 76/4, 77, 78, 79/3, 79/4, 
82/12, 82/13, 83, 84/2, 85/1, 85/2, 86, 247/3, 247/4 und 249/2.

Das Flurbereinigungsgebiet ist auf der vom Landkreis Leipzig ge-
fertigten Gebietsübersichtskarte im Maßstab 1 : 10.000, die als Anlage 
diesem Beschluss beigefügt ist, durch farbige Umrandung dargestellt. 
Die Gebietsübersichtskarte gehört nicht zum entscheidenden Teil dieses 
Beschlusses. Sie dient der Information über die Lage des gesamten 
Verfahrensgebietes. 

Das festgestellte Verfahrensgebiet umfasst eine Fläche von ca. 83 ha.

1.3.	 Teilnehmergemeinschaft

Die Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grund-
stücke, Gebäude und Anlagen sowie die den Grundstückseigentümern 
gleichstehenden Erbbauberechtigten sind Teilnehmer am Flurbereini-
gungsverfahren.

Die Teilnehmer bilden die Teilnehmergemeinschaft. Die Teilnehmer-
gemeinschaft entsteht mit dem Flurbereinigungsbeschluss und ist eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts (§ 16 FlurbG), die den Namen

Teilnehmergemeinschaft Seifertshain II

führt und ihren Sitz in Großpösna hat. Sie untersteht nach § 17 (1) 
FlurbG der Aufsicht der oberen Flurbereinigungsbehörde.

1.4.	 Nebenbeteiligte

Nebenbeteiligte sind u.a. Inhaber von Rechten an Grundstücken sowie 

die Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden 
Grundstücken, die zur Errichtung von Grenzzeichen an der Grenze 
des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben.

II. Hinweise zum Flurbereinigungsbeschluss

1. Öffentliche Bekanntmachung

Ein Abdruck des entscheidenden Teils des Anordnungsbeschlusses 
einschließlich der Hinweise zum Anordnungsbeschluss wird in der 
Flurbereinigungsgemeinde Großpösna und der angrenzenden Stadt 
Leipzig öffentlich bekannt gemacht (§§ 6 Abs. 2, 14 Abs. 1, 34 Abs. 4, 
§ 110 FlurbG).

Je eine Ausfertigung des Beschlusses mit den Hinweisen und der 
Begründung zum 
Anordnungsbeschluss ist nach dem ersten Tag der öffentlichen Be-
kanntmachung zwei Wochen lang in den Verwaltungen der Gemeinde 
Großpösna und der Stadt Leipzig während der Dienststunden zur 
Einsichtnahme für die Beteiligten niedergelegt (§ 6 Abs. 3, § 115 Abs. 1 
FlurbG; §§ 1 Nr.3, 2 und 8 Abs. 1 Nr. 2 Kommunalbekanntmachungsver-
ordnung vom 17. Dezember 2015 (SächsGVBl. S. 693) – KomBekVO –.

2. Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte

Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Be-
teiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen, sind nach § 14 
Abs. 1 FlurbG innerhalb von drei Monaten nach der Bekanntmachung 
dieses Beschlusses beim

Landratsamt Leipzig
04550 Borna

oder zur Niederschrift beim 

Landratsamt Leipzig
Vermessungsamt
Leipziger Straße 67
04552 Borna,

anzumelden.

Die Frist beginnt mit dem auf die öffentliche Bekanntmachung fol-
genden Tag.

Auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde hat der Anmeldende sein 
Recht innerhalb einer von der Flurbereinigungsbehörde festzusetzen-
den Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist wird der 
Anmeldende nicht mehr beteiligt.

Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet 
oder nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehörde die bisherigen 
Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen (§ 14 Abs. 2 FlurbG). 
Der Inhaber eines nicht aus dem Grundbuch ersichtlichen Rechts muss 
die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristenablaufs 
ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die 
Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt 
worden ist (§ 14 Abs. 3 FlurbG).

3. Aufforderung zur Grundbuchberichtigung

Die Angaben über Rechtsverhältnisse an den Grundstücken im Flur-
bereinigungsgebiet erhebt die Flurbereinigungsbehörde aus dem 
Grundbuch. Um Nachteile zu vermeiden, wird dringend empfohlen, 
die Eintragungen im Grundbuch zu überprüfen und erforder-liche 
Berichtigungen zu beantragen. Dazu genügt es in der Regel, den 
Grundbuchämtern die entsprechenden öffentlichen Urkunden wie 

Landratsamt Landkreis Leipzig; Vermessungsamt 
Sachgebiet Ländliche Neuordnung

Bekanntmachung des Flurbereinigungsbeschlusses Seifertshain II, Großpösna
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Erbschein, Erbvertrag, öffentliches Testament, Zuschlagsbeschluss 
etc. vorzulegen.

Grundbucheinsicht und Auskünfte sind gebührenfrei. Für die Berichti-
gung des Grundbuches sind in bestimmten Fällen gebührenrechtliche 
Vergünstigungen vorgesehen.

4.	 Zeitweilige Eigentumsbeschränkungen

4.1. Eigentumsbeschränkungen bis zur Unanfechtbarkeit des Flur-
bereinigungsplans

Von der öffentlichen Bekanntmachung des Flurbereinigungsbeschlus-
ses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes gelten folgende 
Eigentumsbeschränkungen:

a)	 In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der 
Flurbereinigungsbehörde nur Änderungen vorgenommen werden, 
die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören (§ 34 Abs. 
1 Nr. 1 FlurbG).

b)	 Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen u. ä. 
Anlagen dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde 
errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden (§ 
34 Abs. 1 Nr. 2 FlurbG).

Sind entgegen den Bestimmungen nach a) und b) Änderungen vor-
genommen oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können 
diese im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die 
Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand auf Kosten der 
betreffenden Beteiligten wiederherstellen lassen, wenn dies der Flur-
bereinigung dienlich ist (§ 34 Abs. 2 FlurbG).

c)	 Obstbäume, Beerensträucher, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und 
Ufergehölze dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskulturelle 
Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landespflege, 
nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung des Landratsamts 
Landkreis Leipzig, Obere Flurbereinigungsbehörde beseitigt wer-
den. (§ 34 Abs. 1 Nr. 3 FlurbG)

Bei Verstößen gegen diese Vorschrift muss die Flurbereinigungsbehörde 
Ersatzpflanzungen anordnen (§ 34 Abs. 3 FlurbG).

4.2. Eigentumsbeschränkungen bis zur Ausführungsanordnung

Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur Aus-
führungsanordnung bedürfen Holzeinschläge von Waldgrundstücken, 
die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen, 
der Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde; die Zustimmung darf 
nur im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde erteilt werden 
(§ 85 Nr. 5 FlurbG). Das gleiche Verfahren gilt für die Erstaufforstung 
von Flächen, die aus der landwirtschaftlichen Nutzung ausgeschieden 
sind oder ausscheiden sollen.

Sind Holzeinschläge ohne Zustimmung durch das Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Obere Flurbereinigungsbehörde vorgenommen 
worden, so kann es anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt 
hat, die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der 
Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen 
hat (§ 85 Nr. 6 FlurbG).

4.3.	 Ordnungswidrigkeiten

Verstöße gegen die Anordnungen zu Ziffer 4.1. Buchstaben b), c) und 
Ziff. 4.2. dieses Beschlusses sind Ordnungswidrigkeiten i. S. des § 154 
FlurbG und können mit Geldbußen geahndet werden. Es gelten die 
Bestimmungen des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG).

5.	 Betretungsrecht

Mitarbeiter sowie Beauftragte des Landratsamtes Landkreis Leipzig 
sowie Beauftragte der Teilnehmergemeinschaft Seifertshain II und des 
Verbandes für Ländliche Neuordnung Sachsen sind nach § 35 FlurbG 
in Verbindung mit § 8 AGFlurbG berechtigt, zur Vorbereitung und zur 
Durchführung der Flurbereinigung Grundstücke zu betreten und die 
nach ihrem Ermessen erforderlichen Arbeiten vorzunehmen.

III.	 Begründung

Der begründende Teil der Entscheidung wird gemäß Ziffer 1. der Hin-
weise zu diesem Beschluss zur Einsichtnahme ausgelegt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Flurbereinigungsbeschluss kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Die Frist 
beginnt mit dem auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Tag.

Der Widerspruch ist schriftlich beim 
				    Landratsamt Landkreis Leipzig
				    Hausanschrift:
				    Vermessungsamt
				    Stauffenbergstraße 4
				    04552 Borna
oder
				    Landratsamt Landkreis Leipzig
				    Postanschrift:
				    Vermessungsamt
				    04550 Borna

oder zur Niederschrift beim 

				    Landratsamt Landkreis Leipzig
				    Stauffenbergstraße 4
				    04552 Borna
oder
				    Landratsamt Landkreis Leipzig
				    Vermessungsamt
				    Sachgebiet Ländliche Neuordnung
				    Leipziger Straße 67
				    04552 Borna

einzulegen.

Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form durch die Übermitt-
lung eines mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehenen 
elektronischen Dokuments erhoben werden, welches an das besondere 
Behördenpostfach (beBPo) des Landratsamtes des Landkreises Leipzig 
- Vermessungsamt zu richten ist.

Datenschutzrechtlicher Hinweis:

Datenschutzrechtliche Hinweise zur Verarbeitung personenbezo-
gener Daten natürlicher Personen im Rahmen des Verfahrens der 
Ländlichen Neuordnung können im Internet unter folgendem Link 
abgerufen werden:

www.laendlicher-raum.sachsen.de/datenschutz-in-verfahren-der-
landlichen-neuordnung-9248.html

Borna, den 12. Januar 2023

Grobe
Obere Flurbereinigungsbehörde
Landratsamt Landkreis Leipzig

http://www.laendlicher-raum.sachsen.de/datenschutz-in-verfahren-der-landlichen-neuordnung-9248.html
http://www.laendlicher-raum.sachsen.de/datenschutz-in-verfahren-der-landlichen-neuordnung-9248.html
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Ländliche Neuordnung:	 Lützschena-Stahmeln
Stadt:					    kreisfreie Stadt Leipzig
Verfahrenskennzahl:	 62.21-168671

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes
Ladung zum Anhörungstermin

Bekanntgabe
In dem vereinfachten Flurbereinigungsverfahren Lützschena-Stahmeln 
gibt der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft den Flurbereinigungs-
plan gemäß § 59 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in Verbindung mit 
§ 10 des Gesetzes zur Ausführung des Flurbereinigungsgesetztes 
(AGFlurbG) bekannt. Darin sind die Ergebnisse des Verfahrens zu-
sammengefasst. Jeder Teilnehmer des Verfahrens nach § 10 Abs.1 
FlurbG bekommt einen Auszug aus dem Flurbereinigungsplan zu-
gestellt. In diesem sind seine neuen Grundstücke nach Fläche und 
Wert, sowie das Verhältnis seiner Gesamtabfindung zu dem von ihm 
Eingebrachten nachgewiesen.

Auslegung
Der Flurbereinigungsplan liegt zur Einsichtnahme in der Zeit vom 
13.03.2023 bis 13.04.2023 im Stadthaus, Amt für Geoinformation und 
Bodenordnung, Burgplatz 1, 04109 Leipzig, Zimmer 452, zwischen 
8:00 und 12:00 Uhr aus. Einsichtnahme ist zudem nach telefonischer 
Vereinbarung unter Tel.: 0341-123 5061 möglich.

Zur Einsichtnahme für die Beteiligten werden folgende Bestandteile 
des Flurbereinigungsplanes ausgelegt:

•	 Textteil zum Flurbereinigungsplan
•	 Nachweise und Verzeichnisse zum Flurbereinigungsplan
•	 Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen
•	 Karten zum Flurbereinigungsplan

Die nachstehenden Bestandteile des Flurbereinigungsplans werden 
zur beschränkten Einsichtnahme ausgelegt. Die beschränkte Einsicht-
nahme ist nur durch Beteiligte gestattet, die ein berechtigtes Interesse 
nachweisen (Eigentümer, Hypothekengläubiger, etc.):

•	 Abfindungen der Teilnehmer
-	 Bestandsblatt (alt)
-	 Eigentümernachweis
-	 Forderungsnachweis
-	 Abfindungsnachweis
-	 Belastungsnachweis
-	 Bestandsblatt (neu)
-	 Besitzstandskarte (Abfindung)

Ladung zum Anhörungstermin
Die Vorsitzende der Teilnehmergemeinschaft Lützschena-Stahmeln lädt 
alle Grundstückseigentümer und Erbbauberechtigten im Verfahrens-
gebiet, sowie die Nebenbeteiligten am Flurbereinigungsverfahren (§ 10 
Abs. 2 FlurbG) bzw. deren gesetzliche Vertreter und Bevollmächtigte, 
hiermit zu einem Anhörungstermin zur Bekanntgabe des Flurberei-
nigungsplanes gemäß § 59 FlurbG ein. Dieser findet am Donnerstag 
den 30. März 2023 um 15:30 Uhr im Stadthaus, Amt für Geoinforma-
tion und Bodenordnung, Burgplatz 1, Zimmer 456 in 04109 Leipzig 
statt. Im Anhörungstermin können Fragen und Anmerkungen zu den 
künftigen Eigentums- oder Pachtflächen bzw. zu den Flächen, die mit 
einem begünstigendem Recht belegt sind, vorgebracht werden.

Falls keine Auskünfte oder Erläuterungen zum Flurbereinigungsplan 
gewünscht werden und Zustimmung zur Abfindung besteht, ist ein 
Erscheinen zum Anhörungstermin nicht erforderlich.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen den Flurbereinigungsplan kann innerhalb von zwei Wochen 
nach dem Anhörungstermin unter Angabe des Aktenzeichens 
62.21-168671 Widerspruch erhoben werden (§ 59 FlurbG i.V.m. § 10 
AGFlurbG). Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift 
einzulegen bei der

Teilnehmergemeinschaft Lützschena-Stahmeln
Hausanschrift Postanschrift
Stadt Leipzig
Amt für Geoinformation und  
Bodenordnung
Teilnehmergemeinschaft  
Lützschena-Stahmeln
Stadthaus, Zimmer 452
Burgplatz 1
04109 Leipzig

Stadt Leipzig
Amt für Geoinformation  
und Bodenordnung
Teilnehmergemeinschaft  
Lützschena-Stahmeln
04092 Leipzig

oder bei der

Stadt Leipzig, Amt für Geoinformation und Bodenordnung, Sach-
gebiet 62.21.

Hausanschrift Postanschrift
Stadt Leipzig
Amt für Geoinformation und  
Bodenordnung
Sachgebiet 62.21
Burgplatz 1
04109 Leipzig

Stadt Leipzig
Amt für Geoinformation  
und Bodenordnung
Sachgebiet 62.21
04092 Leipzig

Wird der Widerspruch schriftlich erhoben, muss er innerhalb der vor-
genannten Frist eingegangen sein.

Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3 a Abs. 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt werden. Hierfür 
stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

1. 	Der Widerspruch kann über das besondere elektronische Behör-
denpostfach (beBPoStadt Leipzig - Amt für Geoinformation und 
Bodenordnung - Bodenordnung mit qualifizierter elektronischer 
Signatur gemäß § 3 a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden.

2. 	Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Es wird gebeten den Widerspruch zu begründen. ■

Leipzig, den 04.03.2023

gez. Frau Püngel
Vorsitzende der Teilnehmergemeinschaft

Lützschena-Stahmeln

Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes  
Lützschena-Stahmeln – Ladung zum Anhörungstermin

mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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Bereits am 09.02.2022 hat der Leipziger Stadtrat mit der Neubetrauung 
der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH einen wegweisenden 
Beschluss gefasst (vgl. VII-DS-06071-NF-01): Die LVB sollen mittels 
eines Öffentlichen Dienstleistungsauftrages (ÖDA) für 22,5 Jahre 
mit der Bedienung des Leipziger Stadtgebietes mit Straßenbahnen 
und Bussen (inkl. ausbrechender Busverkehre) sowie ergänzenden 
Mobilitätsdienstleistungen betraut werden. Darin inbegriffen sind 
auch die Vorhaltung und der Betrieb der Infrastruktur, der Betrieb der 
Plattform LeipzigMOVE sowie Ideen zum autonomen Fahren bzw. im 
Zusammenhang mit dem Verkehrsmanagement. Daneben umfasst der 
ÖDA auch die Betrauung der LVB mit der Errichtung und dem Betrieb 
von Mobilitätsstationen für 8 Jahre sowie in diesem Zusammenhang 
den Abschluss einer Sondernutzungsvereinbarung (über die reine 
Sondernutzung der Flächen – der Betrieb der Mobilitätsstationen ist 
Bestandteil des ÖDA). Auch der Neufassung des aus dem Jahr 1999 
stammenden Verkehrsleistungsfinanzierungsvertrages (VLFV) wurde 
mit dem oben genannten Beschluss zugestimmt. 
Die gesamte Direktvergabe stand zum damaligen Zeitpunkt jedoch 
noch unter dem Vorbehalt, dass der Antrag auf verbindliche Auskunft 
seitens des zuständigen Finanzamtes über die steuerliche Unschädlich-
keit des ÖDA (insbesondere die Umsetzsteuerneutralität betreffend) 
positiv beschieden wird. 
Diese verbindliche Auskunft liegt zwischenzeitlich vor, sodass die zur 
Umsetzung des ÖDA notwendigen Gesellschafterweisungen an die 
Leipziger Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft (LVV) GmbH sowie 
die LVB erteilt werden konnten. Der Öffentliche Dienstleistungsauf-
trag „Stadtverkehr Leipzig“ für die LVB ist demnach zum 27.07.2022 
in Kraft und die „alte“ Betrauung automatisch außer Kraft getreten. 
Damit sind und bleiben die LVB der Mobilitätsdienstleister in der 
Stadt Leipzig. Die Vergabe des ÖDA wurde zudem am 05.09.2022 im 
EU-Amtsblatt bekannt gemacht. 

Hintergründe der Neubetrauung
Mit der Neubetrauung wurde das gesamte Betrauungs- und Finan-
zierungskonstrukt nicht nur vereinfacht, sondern auch an die vielen 
neuen Rahmenbedingungen rechts- und zukunftssicher angepasst. 
Ein entsprechendes Änderungsmanagement ermöglicht eine kurz-

fristigere und flexiblere Reaktion auf geänderte Rahmenbedingungen.
Neben den vorweg genannten Aspekten hat die neue Betrauung 
folgende Vorteile:
1.	 Sicherung des Fundamentes für die LVB, um den Nahverkehrsplan 

weiter umzusetzen.
2.	 Der ÖDA ist die Grundlage zur Erteilung auslaufender Linien-

genehmigungen.
3.	 Der ÖDA ermöglicht es den LVB, innovative Angebote zu erproben 

und neue Geschäftsfelder zu erschließen.
Das neue Betrauungskonstrukt ist jedoch nicht nur Grundlage für die 
zukünftige Leistungserbringung, sondern auch für nachhaltige Inves-
titionen: Es enthält Regelungen für die zukünftige Finanzierung, mit 
derer die Ziele der Stadt Leipzig im Rahmen der Mobilitätsstrategie 
2030 umgesetzt werden können. Geknüpft an die Finanzierungsrege-
lungen sind Qualitäts- und Leistungsanforderungen, die es seitens der 
LVB zu erfüllen gilt. Wie auch im bisherigen Betrauungsmodell wird 
die Leipziger Gruppe vorrangig die Finanzierung übernehmen, d. h. 
die Kosten, die den LVB für die Erbringung der gemeinwirtschaftlichen 
Verkehrsleistungen anfallen, werden über Gesellschafterzuschüsse der 
Leipziger Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft (LVV) mbH gedeckt. 
Sollte die konzerninterne Finanzierung nicht (vollständig) möglich 
sein, stellt die Stadt (im Zweifelsfall durch Mittel aus dem städtischen 
Haushalt) sicher, dass ausreichend Finanzmittel zur Verfügung stehen. 

Erteilung eines Ausschließlichkeitsrechts
Im Zusammenhang mit dem ÖDA hat die Stadt Leipzig der LVB außer-
dem mit Datum vom 10.01.2023 einen „Bescheid über die Gewährung 
eines ausschließlichen Rechts zum Betrieb öffentlicher Personenver-
kehrsdienste mit Bussen und Straßenbahnen sowie ggf. anderen Ver-
kehrsmitteln im Gebiet der Stadt Leipzig“ erteilt (Dokument in diesem 
Amtsblatt veröffentlicht). 
Damit wird der LVB das Recht gewährt, die zur Erfüllung des ÖDA 
erforderlichen Verkehre auf dem Gebiet der Stadt Leipzig (einschließ-
lich ausbrechende Verkehre) unter Ausschluss aller anderen Betrei-
ber gleichartiger Verkehrsdienste zu erbringen. Der Bescheid dient 
demzufolge insbesondere dem Schutz der Verkehrsdienste und der 
Sicherung der Erlöspotenziale. ■

Neubetrauung der Leipziger Verkehrsbetriebe –  
Vergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages  

und Ausschließlichkeitsrecht

Auf Grundlage des an die Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH 
am 27.07.2022 auf der Grundlage von § 108 GWB, hilfsweise auf der 
Grundlage von Art. 5 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 von der Stadt 
Leipzig vergebenen öffentlichen Dienstleistungsauftrags (ÖDA) wird 
der Leipziger Verkehrsbetriebe GmbH nach Maßgabe dieses Bescheids 
das Recht gewährt, die Verkehre auf dem Gebiet der Stadt Leipzig, 
einschließlich Achsen für ausbrechende Verkehre, die zur Erfüllung 
des vorgenannten ÖDA nach dem jeweiligen Stand der gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen erforderlich sind, unter Ausschluss 
aller anderen Betreiber gleichartiger Verkehrsdienste zu erbringen. 
Dies gilt nach Maßgabe der Regelungen in § 29 sowie Anlage 9 des 
ÖDA und den Bestimmungen dieses Bescheids. 

1.	 Art und Umfang des gewährten Ausschließlichkeitsrechts
1.1	 Bei dem der LVB mit diesem Bescheid gewährten Recht handelt es 

sich um ein Ausschließlichkeitsrecht im Sinne des Art. 2 lit. f) VO 
(EG) Nr. 1370/2007 und § 8a Abs. 8 i. V. m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
PBefG. 

1.2	 Das ausschließliche Recht schützt alle Verkehre, die nach dem 

jeweiligen Stand der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 
unter Einschluss aller zwischenzeitlich von der Stadt Leipzig vor-
genommenen Änderungen zur Erfüllung des ÖDA erforderlich sind, 
einschließlich Erweiterungen. Die Ausschließlichkeit beinhaltet das 
Verbot für andere Verkehrsunternehmen, die in Nr. 1.3 genannten 
Verkehre als Unternehmer oder Betriebsführer durchzuführen (§ 
3 Abs. 1 und 2 PBefG).

1.3	 Das gewährte Recht gilt für alle Linienverkehre gemäß § 2 Abs. 
1, § 9, § 42 PBefG einschließlich Linienbedarfsverkehre i. S. v. § 44 
PBefG (sog. On-Demand-Verkehre) sowie für alle Sonderformen 
des Linienverkehrs gemäß § 43 PBefG gemäß § 8 Abs. 1 PBefG oder 
Einstweilige Erlaubnisse gemäß § 20 PBefG. Es gilt ferner für all-
gemein zugängliche Gelegenheitsverkehre, die den Linienverkehr 
im ÖPNV ersetzen, ergänzen oder verdichten (§ 8 Abs. 2 PBefG) 
sowie für gebündelte Bedarfsverkehre, die Gegenstand des ÖDA 
sind (§ 50 PBefG). 

1.4	 Das ausschließliche Recht gilt räumlich für das gesamte Gebiet der 
Stadt Leipzig. Es gilt darüber hinaus für die nachfolgend beschrie-
benen Erschließungsachsen außerhalb der Gemarkungsgrenze der 

Bescheid der Stadt Leipzig an die Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) 
GmbH über die Gewährung eines ausschließlichen Rechts zum Betrieb 
öffentlicher Personenverkehrsdienste mit Bussen und Straßenbahnen 

sowie ggf. anderen Verkehrsmitteln im Gebiet der Stadt Leipzig
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Stadt Leipzig, auf denen die LVB abgehende Linien zu betreiben 
hat; vgl. dazu auch „Zweckvereinbarung zur Übertragung der Auf-
gabenträgerschaft für gebietsüberschreitende Buslinien zwischen 
dem Landkreis Leipzig, dem Landkreis Nordsachsen und der Stadt 
Leipzig“ vom 16.01.2014 / 24.01.2014 / 01.12.2013 sowie „1. Nach-
trag zur Zweckvereinbarung“ vom 11. / 14. / 26.07.2016. Diese 
Erschließungsachsen umfassen jeweils den Korridor sämtlicher 
verkehrlich sachgerechter Verläufe zwischen den zu verbindenden 
Ortsteilen bzw. Kommunen.
1.	 Bus: Linie 61: Schönau, Weißdornstraße – Lausen – Göhrenz – 

Seebenisch – Schkeitbar – Thronitz 
2.	 Bus: Linie 65: Markranstädt – Grünau – Großzschocher – Mark-

kleeberg
3.	 Bus: Linie 70: Mockau-West – Thekla – Connewitzer Kreuz – 

Markkleeberg-West
4.	 Bus: Linie 75: Probstheida – Liebertwolkwitz – Großpösna – 

Naunhof
5.	 Bus: Linie 81: Thekla – Taucha
6.	 Bus: Linie 108: Probstheida – Wachau – Dölitz – Markkleeberg, 

S-Bf.
7.	 Bus: Linie 130: Angerbrücke, Strbf. – Rückmarsdorf – Franken-

heim – Markranstädt
8.	 Bus: Linie 131: Einkaufszentrum Nova – Leipzig Hbf
9.	 Bus: Linie 143: Liebertwolkwitzer Markt – Güldengossa – Wachau
10.	Bus: Linie 161: Schönau, Weißdornstraße – Lausen – Göhrenz – 

Markranstädt
11.	Bus: Linie 172: Wachau – Liebertwolkwitz – Engelsdorf – Bors-

dorf
12.	Bus: Linie 173: Taucha – Borsdorf
13.	Bus: Linie 175: Paunsdorf – Sommerfeld – Borsdorf – Panitzsch 

– Taucha
14.	Bus: Linie 176: Seehausen – Hohenheida – Merkwitz – Taucha
15.	Bus: Linie N2: Hauptbahnhof – Markranstädt – Hauptbahnhof
16.	Bus: Linie N4: Hauptbahnhof – Schkeuditz – Hauptbahnhof
17.	Bus: Linie N6: Hauptbahnhof – Taucha – Hauptbahnhof
18.	Bus: Linie N9: Hauptbahnhof – Markkleeberg – Hauptbahnhof

1.5	 Die zeitliche Geltung des ausschließlichen Rechts umfasst die fahr-
planmäßigen Bedienzeiten der Verkehrsdienste des ÖDA zuzüglich 
30 Minuten vor Beginn und nach Ende der Betriebszeiten.

1.6	 Zulässig bleiben weitere aus den benachbarten Kreisen einbrechen-
de Verkehrsdienste, sofern das Fahrplanangebot auf dem Gebiet 
der Stadt Leipzig so ausgestaltet ist, dass der Schwerpunkt des 
Zwecks auf der Verbindung des Umlands mit der Stadt Leipzig 
liegt und für deren Vergabe die Stadt Leipzig ausdrücklich das 
Einvernehmen erteilt hat (z. B. im Zuge der Fortschreibung des 
Nahverkehrsplans). Dies gilt zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des ÖDA auch für sämtliche zu diesem Zeitpunkt bestandskräftig 
erteilte Liniengenehmigungen jeweils für deren Restlaufzeit.

1.7	 Zulässig bleiben im Übrigen Verkehrsdienste, die das Fahrgast-
potential der geschützten Verkehrsdienste nur unerheblich be-
einträchtigten (§ 8a Abs. 8 Satz 4 PBefG). Hierbei handelt es sich 
um Verkehrsdienste, die gegenüber den zur Erfüllung des ÖDA 
erforderlichen Verkehrsdiensten einen deutlichen Mehrwert bieten. 
Dies kann sich auf folgende Aspekte beziehen:

-	 Beförderungsentgelte, die mindestens 100 % über dem jeweiligen 
MDV-Tarif liegen;
-	 Erschließung von Gebieten, die vom linienförmigen ÖPNV 

nicht innerhalb eines Korridors von 300 m im Kernbereich und 
von 500 m im Stadtrandbereich gemäß Definitionen im jeweils 
gültigen Nahverkehrsplan, jeweils beidseitig des durch die Lage 
der Haltestellen bestimmten Verlaufs der Linien des geschützten 
Verkehrs regelmäßig bedient werden;

-	 Erschließung von Gebieten, die durch nicht linienförmige Be-
dienformen nicht innerhalb eines durch die genehmigungsrecht-
lich zugelassenen Zu- und Ausstiegsmöglichkeiten bestimmten 
Bediengebiets regelmäßig bedient werden;

-	 Linienverkehre mit Bussen für die Allgemeinheit gemäß § 2 Abs. 
1 Nr. 3, § 9, § 42, § 43 und § 44 PBefG einschließlich Bürgerbusse 
bis maximal neun Personen Kapazität und mit einem Fahrgast-
potenzial von unter 30 Fahrgästen pro Tag und pro Linie;

-	 Veranstaltungsverkehre ungeachtet ihres genehmigungsrecht-
lichen Status (insbesondere Genehmigung gemäß §§ 42 und 43 
PBefG, einstweilige Erlaubnis gemäß § 20 PBefG);

-	 Verkehre, die ausschließlich touristischen Zwecken dienen, wie 
insbesondere Stadtrundfahren, die als Linienverkehr mit Bussen 
gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3, § 9, § 42 PBefG genehmigt sind;

-	 Verkehrsdienste des Schienenpersonennahverkehrs nach § 2 
Abs. 12 AEG einschließlich Schienenersatzverkehr mit Bussen 
sowie Fernverkehr nach § 42a PBefG.

1.8	 Das ausschließliche Recht wird gewährt für die gesamte Laufzeit 
des ÖDA vom 27.07.2022 bis zum 30.09.2044 und endet, ohne dass 
es einer Aufhebung dieses Bescheids bedarf, mit der Beendigung 
des ÖDA.

1.9	 Soweit die Anforderungen an die o.g. Verkehrsdienste nach Maß-
gabe der Regelungen des ÖDA geändert werden, ändert sich der 
Geltungsbereich des Ausschließlichkeitsrechts entsprechend.

1.10 Die LVB hat etwaige Bestellungen von Verkehrsdiensten bei 
Dritten durch die Stadt Leipzig zu tolerieren; insoweit verleiht das 
Ausschließlichkeitsrecht kein Abwehrrecht.

2.	 Nebenbestimmungen
2.1	 Bei vorzeitiger bestandskräftiger Beendigung des ÖDA erlischt das 

mit diesem Bescheid gewährte Recht, ohne dass es der Aufhebung 
dieses Bescheids bedarf. 

2.2	 Das Recht wird mit der Auflage gewährt, von dem hiermit gewährten 
Ausschließlichkeitsrecht in Genehmigungsverfahren nach § 13 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 PBefG Gebrauch zu machen. Die LVB hat hierbei das 
Ziel zu verfolgen, eine Konkurrenzierung der Verkehrsdienste, die 
zu Erfüllung des ÖDA erforderlich sind, zu verhindern.

2.3	 Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer 
Auflage bleibt vorbehalten.

2.4	 Dieser Bescheid kann widerrufen, durch geänderten Bescheid er-
setzt oder durch zusätzliche Bescheide ergänzt werden, wenn und 
soweit dies für den Vollzug des der LVB erteilten ÖDA oder der 
Wirksamkeit des ausschließlichen Rechts erforderlich ist.

3.	 Begründung
Der Bescheid beruht auf § 8a Abs. 8 PBefG i. V. m. Art. 3 Abs. 1 und 
Art. 2 lit. f) VO (EG) Nr. 1370/2007 und dem der LVB erteilten ÖDA. 

Die Stadt Leipzig definiert das Niveau der ausreichenden Verkehrsbe-
dienung für ihr Gebiet als eigenständiges ÖPNV-Konzept im jeweiligen 
Nahverkehrsplan der Stadt Leipzig. Der der LVB erteilte ÖDA dient 
dazu, die ausreichende Verkehrsbedienung in der Stadt Leipzig mit 
Bus- und Straßenbahnverkehrsdiensten sowie ggf. ergänzenden flexib-
len Verkehrsdiensten im Stadtgebiet sowie auf Erschließungsachsen 
außerhalb des Verkehrsgebiets für die Bevölkerung sicherzustellen. 
Diese Verkehrsdienste sind verkehrlich aufeinander abgestimmt und 
als Gesamtleistung an die LVB vergeben. Zum Schutz dieser Ver-
kehrsdienste und zur Sicherung deren Erlöspotenziale ist es aus Sicht 
der Stadt Leipzig sachgerecht, der LVB das in diesem Bescheid näher 
konkretisierte Ausschließlichkeitsrecht zu gewähren.

Die Verkehrsdienste der LVB sind verkehrlich, betrieblich und wirt-
schaftlich integriert. Durch die verkehrliche Integration werden ins-
besondere Verknüpfungen für den Fahrgast beim Umsteigen zwischen 
verschiedenen Linien / Verkehrsdiensten gewährleistet. Die betrieb-
liche Integration ermöglicht einen effizienten Einsatz von Fahrpersonal 
sowie Fahrzeugen durch eine optimale Umlauf- und Dienstplanung, die 
das wirtschaftliche Ergebnis der betrauten Verkehrsdienste verbessert.

Die Gesamtvergabe aller Verkehrsdienste in einem ÖDA an die LVB 
entspricht dem berechtigten Interesse der Stadt Leipzig, den Ausgleichs-
bedarf für die betrauten Linienverkehre geringstmöglich zu halten.

Die räumliche Geltung des Ausschließlichkeitsrechts für das gesamte 
Stadtgebiet ist gerechtfertigt, weil die geschützten Personenverkehrs-
dienste eine ausreichende räumliche und zeitliche Erschließung des 
Stadtgebiets durch das Liniennetz und die Taktzeiten gewährleisten. 
Die Einbeziehung von Erschließungsachsen auf dem Gebiet des Land-
kreises Leipzig und dem Gebiet des Landkreises Nordsachsen auf 
der Grundlage der „Zweckvereinbarung zur Übertragung der Auf-
gabenträgerschaft für gebietsüberschreitende Buslinien zwischen dem 
Landkreis Nordsachsen, dem Landkreis Leipzig und der Stadt Leipzig“ 
vom 16.01.2014 / 24.01.2014 / 01.12.2013 sowie dem „1. Nachtrag zur 
Zweckvereinbarung“ vom 11. / 14. / 26.07.2016 ist gerechtfertigt, um 
die betroffenen Verkehrsdienste als Bestandteile des Gesamtnetzes 
mit dem größtmöglichen Schutz zu versehen.

In Umsetzung von § 29 des ÖDA werden mit diesem Bescheid das 
vorgesehene Ausschließlichkeitsrecht nach Art und Umfang sowie der 
Geltungsbereich im Einzelnen festgelegt und die Personenverkehrs-
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dienste bestimmt, für welche es seine Schutzwirkung entfaltet. Aus 
Gründen der Verhältnismäßigkeit werden hierbei solche Verkehrs-
dienste, die das Fahrgastpotenzial der geschützten Verkehrsdienste nur 
unerheblich beeinträchtigen, nicht ausgeschlossen. Zudem wird die 
Stadt Leipzig eigenwirtschaftlich beantragte Verkehrsdienste pflicht-
gemäß unter Abwägung der wirtschaftlichen Schutzbedürftigkeit der 
Verkehrsdienste des ÖDA und möglicher Verkehrsbedürfnisse für 
Neuverkehre prüfen.
Das gewährte Ausschließlichkeitsrecht bezieht sich auf sämtliche 
Verkehrsdienste, die nach dem jeweils geltenden Stand des ÖDA zur 
Erfüllung dieses ÖDA erforderlich sind.
Nach Maßgabe des ÖDA können während der Laufzeit des ÖDA die 
Anforderungen an die beauftragten Verkehrsdienste geändert werden 
oder neu hinzukommende Verkehrsdienste einschließlich Verkehrs-
gebiete nachträglich in den ÖDA einbezogen bzw. bestehende Linien 
eingestellt werden. Im Falle einer entsprechenden Änderung gilt 
das Ausschließlichkeitsrecht in dem in diesem Bescheid bestimmten 
Umfang auch für diese geänderten bzw. neuen oder entfallenen Ver-
kehrsdienste; dieser Bescheid bezweckt einen vollumfänglichen Schutz 
der Verkehrsdienste, die zur Erfüllung des ÖDA erforderlich sind.
Die Laufzeit des mit diesem Bescheid gewährten Rechts ist an die Lauf-
zeit und das Bestehen des der LVB erteilten ÖDA geknüpft. 
Die LVB ist verpflichtet, von dem ihr gewährten Ausschließlichkeits-
recht Gebrauch zu machen, um die Durchführbarkeit und die Erlös-
potenziale der Verkehrsdienste, mit deren Erbringung sie betraut 
sind, zu schützen. Die Auflage dient der Sicherung des Vollzugs des 
ihr erteilten ÖDA.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift in 
04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6 (Besucheranschrift: Verkehrs- 
und Tiefbauamt, Prager Str. 118-136, 04317 Leipzig, Haus C, Zimmer: 

C 3.025), Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch 
in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrens-
gesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur 
Verfügung:
Der Widerspruch kann unter info@leipzig.de durch E-Mail oder über 
das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner Post-
eingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a 
Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden. Der Widerspruch kann auch 
unter info@leipzig.de-mail.de durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz 
erhoben werden.

Anlagen:
Anlage 1: 	 § 29 ÖDA
Anlage 2: 	 ÖDA-Anlage 1 (Verkehrsgebiet)
Anlage 3: 	 ÖDA-Anlage 9 (Ausschließliches Recht)

Anlage 1: § 29 ÖDA
§ 29 Ausschließliches Recht
(1)	Die Stadt Leipzig gewährt der LVB auf der Grundlage von § 8a 

Abs. 8 PBefG ein ausschließliches Recht zum Schutz der Verkehrs-
leistungen, die Gegenstand des vorliegenden ÖDA sind. Das aus-
schließliche Recht gilt für den in § 2 Abs. 1 genannten räumlichen 
Geltungsbereich einschließlich Achsen für ausbrechende Verkehre 
und für die Dauer dieses ÖDA. Es gilt für die in § 2 Abs. 2 genannten 
Personenverkehrsdienstleistungen sowie für alle zukünftigen Ver-
kehre, die zur Umsetzung von § 8 erforderlich sind. Zulässig bleiben 
Verkehre, die das Fahr-gastpotenzial der geschützten Verkehre nur 
unerheblich beeinträchtigen. Die Einzelheiten regelt Anlage 9.

(2)	Die Stadt wird zur Umsetzung einen gesonderten Bescheid erlassen, 
dessen Grundlage der vorliegende ÖDA bildet. 


















Anlage 2 ÖDA-Anlage 1 (Verkehrsgebiet)

mailto:info%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=


Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 05/23 · 04.03.2023

15

Geltungsbereich des  
ausschließlichen Rechts

1.	 Sachlicher Geltungsbereich

1.1	 Das ausschließliche Recht schützt alle Verkehre, die nach dem 
jeweiligen Stand der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unter 
Einschluss aller zwischenzeitlich von der Stadt Leipzig als zuständi-
ger Behörde vorgenommenen Änderungen zur Erfüllung des ÖDA 
erforderlich sind, einschließlich Erweiterungen. Das Ausschließlich-
keitsrecht beinhaltet das Verbot für andere Verkehrsunternehmen, 
die in Ziff. 1.2 genannten Verkehre durchzuführen.

1.2	 Es gilt für alle Linienverkehre gemäß § 42 PBefG einschließlich Li-
nienbedarfsverkehre i. S. v. § 44 PBefG [sog. On-Demand-Verkehre] 
sowie für alle Sonderformen des Linienverkehrs gemäß § 43 PBefG. 
Es gilt ferner für allgemein zugängliche Gelegenheitsverkehre, die 
den Linienverkehr im ÖPNV ersetzen, ergänzen oder verdichten 
(§ 8 Abs. 2 PBefG).

2.	 Räumlicher Geltungsbereich

2.1	 Das ausschließliche Recht gilt für das gesamte Gebiet der Stadt 
Leipzig.

2.2	 Es gilt darüber hinaus für die nachfolgend beschriebenen Erschlie-
ßungsachsen außerhalb der Gemarkungsgrenze der Stadt Leipzig, 
auf denen die LVB abgehende Linien zu betreiben hat. Diese Er-
schließungsachsen um- fassen jeweils den Korridor sämtlicher 
verkehrlich sachgerechter Verläufe zwischen den zu verbindenden 
Ortsteilen bzw. Kommunen.
1.	 Bus: Linie 61: Schönau, Weißdornstraße - Lausen - Göhrenz - 

Seebenisch - Schkeitbar - Thronitz
2.	 Bus: Linie 65: Markranstädt - Grünau - Großzschocher - Mark-

kleeberg
3.	 Bus: Linie 70: Mockau-West - Thekla - Connewitzer Kreuz - 

Markklee- berg-West
4.	 Bus: Linie 75: Probstheida - Liebertwolkwitz - Großpösna - Naun-

hof
5.	 Bus: Linie 81: Thekla - Taucha
6.	 Bus: Linie 108: Probstheida - Wachau - Dölitz - Markkleeberg, 

S-Bf.
7.	 Bus: Linie 130: Angerbrücke, Strbf. - Rückmarsdorf - Franken-

heim -Markranstädt
8.	 Bus: Linie 131: Einkaufszentrum Nova - Leipzig Hbf
9.	 Bus: Linie 143: Liebertwolkwitzer Markt - Güldengossa - Wachau
10.	Bus: Linie 161: Schönau, Weißdornstraße - Lausen - Göhrenz - 

Markranstädt
11.	Bus: Linie 172: Wachau - Liebertwolkwitz - Engelsdorf - Borsdorf
12.	Bus: Linie 173: Taucha - Borsdorf
13.	Bus: Linie 175: Paunsdorf - Sommerfeld - Borsdorf - Panitzsch -
Taucha
14.	Bus: Linie 176: Seehausen - Hohenheida - Merkwitz - Taucha
15.	Bus: Linie N2: Hauptbahnhof - Markranstädt - Hauptbahnhof
16.	Bus: Linie N4: Hauptbahnhof - Schkeuditz - Hauptbahnhof
17.	Bus: Linie N6: Hauptbahnhof - Taucha - Hauptbahnhof
18.	Bus: Linie N9: Hauptbahnhof - Markkleeberg - Hauptbahnhof

2.3	 Zulässig bleiben Verkehrsdienste auf den bei Inkrafttreten des ÖDA 
vorhandenen und nachfolgend beschriebenen Erschließungsachsen, 
die aus den benachbarten Landkreisen in die Stadt Leipzig einbrechen, 
sofern die jeweils nachfolgend genannten Eckpunkte bedient werden 
und das Fahrplanangebot auf dem Gebiet der Stadt Leipzig so aus-
gestaltet ist, dass der Schwerpunkt des Zwecks auf der Verbindung 
des Umlands mit der Stadt Leipzig liegen. Bedienungsverbote bleiben 
vorbehalten.

1.	 Bus: Linie 106: Leipzig, Probstheida - Wachau - Großstädteln
2.	 Bus: Linie 107: Leipzig, Connewitzer Kreuz - Zwenkau

3.	 Bus: Linie 120: Leipzig, Knautkleeberg - Zwenkau
4.	 Bus: Linie 141: Leipzig, Probstheida - Wachau - Borna
5.	 Bus: Linie 190: Leipzig, GVZ Nord - Radefeld - Delitzsch
6.	 Bus: Linie 192: Leipzig, Klinikum St. Georg - Delitzsch
7.	 Bus: Linie 196: Leipzig, Hauptbahnhof - Bad Düben
8.	 Bus: Linie 197: Leipzig, Hauptbahnhof/Paunsdorf Center - Ei-

lenburg
9.	 Bus: Linie 412: Leipzig, Hauptbahnhof - Altenburg
10.	Bus: Linie 690: Leipzig, Hauptbahnhof - Grimma
11.	Bus: Linie 691: Leipzig, Hauptbahnhof - Wurzen

3.	 Vom Geltungsbereich ausgenommene Verkehre

3.1	 Zulässig bleiben weitere aus den benachbarten Kreisen ein-
brechende Verkehrsdienste, für deren Vergabe die Stadt Leipzig 
ausdrücklich das Einvernehmen erteilt hat (z.B. im Zuge der Fort-
schreibung des Nahverkehrsplans). Dies gilt zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des ÖDA auch für sämtliche zu diesem Zeitpunkt 
bestandskräftig erteilte Liniengenehmigungen jeweils für deren 
Restlaufzeit.

3.2	 Zulässig bleiben im Übrigen Verkehre, die das Fahrgastpotential 
der geschützten Verkehrsdienste nur unerheblich beeinträchtigten 
(§ 8a Abs. 8 Satz 4 PBefG). Hierbei handelt es sich um Verkehre, die 
gegenüber den zur Erfüllung des ÖDA erforderlichen Verkehren 
einen deutlichen Mehrwert bieten. Dies kann sich auf folgende 
Aspekte beziehen:
-	 Beförderungsentgelte, die mindestens 100 % über dem jeweiligen 

MDV-Tarif liegen;
-	 Erschließung von Gebieten, die vom linienförmigen ÖPNV 

nicht innerhalb eines Korridors von 300 m im Kernbereich 
und von 500 m im Stadtrandbereich gemäß Definitionen im 
jeweils gültigen Nahverkehrsplan, jeweils beidseitig des durch 
die Lage der Haltestellen bestimmten Verlaufs der Linien des 
geschützten Verkehrs regelmäßig bedient werden;

-	 Erschließung von Gebieten, die durch nicht linienförmige 
Bedien- formen nicht innerhalb eines durch die genehmi-
gungsrechtlich zugelassenen Zu- und Ausstiegsmöglichkeiten 
bestimmten Bediengebiets regelmäßig bedient werden;

-	 Linienverkehre mit Bussen für die Allgemeinheit gemäß § 2 
Abs. 1 Nr. 3, § 9, § 42, § 43 PBefG einschließlich Bürgerbusse 
bis maxi- mal neun Personen Kapazität und mit einem Fahr-
gastpotenzial von unter 30 Fahrgästen pro Tag und pro Linie;

-	 Veranstaltungsverkehre ungeachtet ihres genehmigungsrecht-
lichen Status (insbesondere Genehmigung gemäß §§ 42 und 43 
PBefG, einstweilige Erlaubnis gemäß § 20 PBefG);

-	 Verkehre, die ausschließlich touristischen Zwecken dienen, 
wie insbesondere Stadtrundfahren, die als Linienverkehr mit 
Bussen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3, § 9, § 42 PBefG genehmigt sind;

-	 Verkehrsdienste des Schienenpersonennahverkehrs nach § 2 
Abs. 12 AEG einschließlich Schienenersatzverkehr mit Bussen 
sowie Fernverkehr nach § 42a PBefG.

4.	 Zeitlicher Geltungsbereich

Die zeitliche Geltung des ausschließlichen Rechts umfasst die fahr-
planmäßigen Bedienzeiten der Verkehrsdienste des ÖDA zuzüglich 
30 Minuten vor Beginn und nach Ende der Betriebszeiten.

5.	 Weitere Regelungen

5.1	 Soweit die Anforderungen an die o.g. Verkehrsdienste nach Maß-
gabe der Regelungen des ÖDA geändert werden, ändert sich der 
Geltungsbereich des Ausschließlichkeitsrechts entsprechend.

5.2	 Die LVB hat etwaige Bestellungen von Verkehrsdiensten bei 
Dritten durch die Stadt Leipzig zu tolerieren; insoweit verleiht 
das Ausschließlichkeitsrecht kein Abwehrrecht. ■

Anlage 3: Öffentlicher Dienstleistungsauftrag Stadtverkehr Leipzig (Ausschließliches Recht)
Stand: 25.06.2021
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von 9 Stadthäusern,  
Georg-Schumann-Straße 72 a“, Leipzig,  

Gemarkung Gohlis, Flurstück 298/5

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von 9 Stadthäu-
sern, Georg-Schumann-Straße 72 a“, Leipzig, Gemarkung Gohlis, 
Flurstück 298/5, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Bestandteil der Entscheidung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

(3)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

(4)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23 52 40 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 16.02.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-003340-VV-63.30-JBO einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=


Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 05/23 · 04.03.2023

17

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Verlängerung der  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau zweier  
Mehrfamilienhäuser mit Gewerbeeinheiten und Tiefgarage,  

Igelstraße 11, 17, 19, Feldhasenweg 2, 4, 6“,  
Leipzig, Gemarkung Paunsdorf, Flurstück 301/39

Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 16.02.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-001310-VV-63.31-IEH einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

- 	 Die Geltungsdauer der Baugenehmigung vom 04.02.2020 (Akten-
zeichen: 63-2019-014335-VV-63.40-IEH) für das Vorhaben: „Neubau 
zweier Mehrfamilienhäuser mit Gewerbeeinheiten und Tiefgarage, 
Igelstraße 11, 17, 19, Feldhasenweg 2, 4, 6“, Leipzig, Gemarkung 
Paunsdorf, Flurstück 301/39, wird gemäß § 73 Abs. 2 Sächsische 
Bauordnung (SächsBO) bis zum 04.02.2025 verlängert.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23 51 76 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Kartengrundlage: GeoSN, dl-de/by-2-0

Erstellungsdatum 17.02.2023

Ehrlein, Isabel

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung einer  
Balkonüberdachung, Lützowstraße 33“, Leipzig,  

Gemarkung Gohlis, Flurstück 367/d

als untere Bauaufsichtsbehörde am 22.02.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-010815-VV-63.30-MAR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung einer Balkonüber-
dachung, Lützowstraße 33“, Leipzig, Gemarkung Gohlis, Flurstück 
367/d, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung 
(Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23 51 18 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Kartebngrundlage zur Veröffentlichung im A...

Erstellungsdatum 22.02.2023

Schmädt, Markus

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von 2 Balkonanlagen 
an einem Wohn- und Geschäftshaus, Humboldtstraße 10“,  

Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 1998/u

verfügenden Teil erlassen:

Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von 2 Balkonan-
lagen an einem Wohn- und Geschäftshaus, Humboldtstraße 10“, Leipzig
Gemarkung Leipzig, Flurstück 1998/u, im Genehmigungsverfahren 
nach § 63 SächsBO (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.
Mit der Baugenehmigung wird folgende Abweichung zugelassen:
Abweichung gemäß § 67 (1) SächsBO von den Anforderungen aus § 6 
(3) SächsBO zur Überdeckung von Abstandsflächen.

Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.

Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung auf-
geführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118 - 136, 04137 Leipzig, Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden.
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23 51 68 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 (3) Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 28.02.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-007702-VV-63.20-ESC einen Bescheid mit folgendem 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung eines  

Vorbescheids für das Vorhaben: „Vorbescheid: Neubau von vier 
Town-Häusern im Hofbereich, Merseburger Straße 49, 51“, Leipzig

Gemarkung Lindenau, Flurstücke 757, 582/v

chen 63-2022-012050-BV-63.40-MHA einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

- 	 Der Vorbescheid mit der Beantwortung einzelner Fragen für das 
Vorhaben:

	 „Vorbescheid: Neubau von vier Town-Häusern im Hofbereich, 
Merseburger Straße 49, 51“, Leipzig, Gemarkung Lindenau, Flur-
stücke 757, 582/v, ist erteilt.

- 	 Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
geführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:

1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 
über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Den vollständigen Bauvorbescheid und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23 51 28 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern) Erstellt für Maßstab 1:1 000

Kartengrundlage: GeoSN, dl-de/by-2-0

Erstellungsdatum 24.02.2023

Haubold, Manuel

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:
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Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 01.03.2023 unter dem Aktenzei-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Mehrfamilien-
hauses mit 9 WE – 3. Änderung, Gemeindeamtsstraße 22“, Leipzig

Gemarkung Lindenau, Flurstück 260

63-2022-007165-VV-63.30-JBO einen Bescheid mit folgendem verfügen-
den Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Mehrfamilien-
hauses mit 9 WE - 3. Änderung, Gemeindeamtsstraße 22“, Leipzig, 
Gemarkung Lindenau, Flurstück 260, im Genehmigungsverfahren 
nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Auflagen.
(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:

1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 
über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird auf-
grund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Baugenehmigung 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 
3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber den 
Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123 52 40 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Gemeindeamtsstraße 22

Erstellungsdatum 02.03.2023

Bollrich, Jens

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgendes 
bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat als 
untere Bauaufsichtsbehörde am 01.03.2023 unter dem Aktenzeichen 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: Umnutzung einer Wohnung eines 
bestehenden Mehrfamilienhauses zu betreutem Jugendwohnen  

Bischofstraße 10, Leipzig Gemarkung Leutzsch, Flurstück 400

genden Teil erlassen:

- 	 Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umnutzung einer 
Wohnung eines bestehenden Mehrfamilienhauses zu betreutem 
Jugendwohnen Bischofstraße 10“, Leipzig Gemarkung Leutzsch, 
Flurstück 400 im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

- 	 Die Baugenehmigung enthält Auflagen
- 	 Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:

1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 
über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird auf-
grund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Baugenehmigung 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 
3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber den 
Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23 52 42 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:700

Datenauszug

Erstellungsdatum 02.03.2023

Kirsch, Daniel

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 7 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig 
hat als untere Bauaufsichtsbehörde am  unter dem Aktenzeichen 
63-2023-001491-VV-63.22-DKI einen Bescheid mit folgendem verfü-

mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von 7 Mehrfamilien-  
häusern mit Tiefgarage, Damaschkestraße 23“, Leipzig

Gemarkung Wahren, Flurstück 176/5

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von 7 Mehr-
familienhäusern mit Tiefgarage, Damaschkestraße 23“, Leipzig, 
Gemarkung Wahren, Flurstück 176/5, im Genehmigungsverfahren 
nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist 
erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:

1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 
über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird auf-
grund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Baugenehmigung 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 
3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber den 
Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23 52 46 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Datenauszug

Erstellungsdatum 02.03.2023

Schulz, Katrin

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 01.03.2023 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-000470-VV-63.30-KSC einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

https://www.leipzig.de/amtsblatt
mailto:elektronisches-amtsblatt%40leipzig.de?subject=
mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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